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Fachanwalt im Recht der herrlichsten
Nebensache der Welt

Von Rechtsanwalt Dr. Roland F. Nasse,
Köln

Immer war ich dem Sport verbunden.
Aktiv als Handballspieler in höchsten
Ligen in meinen jungen Jahren, da-
nach als Freizeit-Fitness-Sportler. Ab
1990, nach der Heirat mit einer hoch-
dekorierten Leichtathletin und damit
einhergehenden Kontakten zum
„großen Sport“, kam der passive Be-
zug hinzu, nicht mit Funktionärspos-
ten, sondern als Anwalt vieler inter-
national erfolgreicher Sportler/innen
und Olympiasieger/innen. Deren In-
teressenvertretung bestand zumeist
in der Auseinandersetzung mit den
nationalen Sportfachverbänden, wie
etwa dem Deutschen Leichtathletik-
Verband, dem Deutschen Schwimm-
Verband, dem Deutschen Fechter
Bund oder dem Deutschen Ruderver-
band. Es ging immer um bzw. gegen
die von den nationalen und ebenso
den internationalen Sportverbänden
und dem Internationalen Olympi-
schen Komitee eigengesetzten Sta-
tuten, das sogenannte Sportver-
bandsrecht, also die Wettbewerbs-
und Spielregeln und die Organisation
des Sportbetriebs.

Mit der fortschreitenden Professio-
nalisierung des Spitzensports stellte
sich zunehmend eine Verrechtli-
chung bzw. Verrechtsstaatlichung
des Sports ein – durchaus zum Un-
willen der Sportfunktionäre, die sich
gerne als Sportfürsten sehen und nur
widerwillig dem für alle geltenden
Recht unterwerfen. Mehr und mehr

galt und gilt es heute, den über Art. 9
Abs. 1 GG verfassungsrechtlich ga-
rantierten autonomen Bereich des
Sports, sich Regeln zu setzen und
sich zu organisieren, zu definieren
und ihn im Lichte des für jedermann
geltenden (zwischen-)staatlichen und
längst eingeschlossenen EU-Rechts
anzuwenden und zu kontrollieren; zu-
mal gegenüber den monopolistisch
organisierten nationalen und interna-
tionalen Verbänden, deren natürlicher
Feind daher das Kartellrecht (gewor-
den) ist und die sich an dem Grund-
recht der Berufsfreiheit des Leis-
tungssportlers zu orientieren haben.
Hinzu kommt die Anpassung der Ver-
fahrensordnungen der Gerichtsbar-
keit des Sports an das staatliche Pro-
zessrecht.

„Das Verhältnis von staatlichem
Recht und Sportautonomie ist gewis-
sermaßen eine der Grundmelodien
des Sportrechts“ – so beschreibt der
sportbegeisterte frühere Bundesver-
fassungsrichter und Hochschullehrer
Udo Steiner das Sportrecht („Was
geht der Sport die Juristen an“, Der
Wirtschaftsführer 2018). Das zu be-
wältigen, ist eine Mammutaufgabe,
die sich kaufmännisch nicht immer
rechnet und viel Passion erfordert
von dem sportmilieunahen Anwalt,
der Medaillenspiegel anreichernde,
aber nicht mit nennenswerten Ein-
nahmen gesegnete Sportler zumeist
olympischer (Rand-) Sportarten ver-
tritt. Vor allem durch das Verbands-
recht mit seinem dichten, immer
komplexer gewordenen Regel- und
Organisationsgeflecht muss der An-
walt eines Sportlers sich zunächst
einmal durchkämpfen. Man denke
nur an die Satzungen und etlichen
über sie verankerten Nebenordnun-
gen und an die von dem Abschluss in
Teilen fragwürdiger Athletenverein-
barungen und Schiedsgerichtsabre-
den abhängigen Nominierungsrichtli-
nien der nationalen Fachverbände

und an die mit einigem Ermessens-
spielraum ausgestatteten Nominie-
rungskriterien des für die Entsen-
dung zu Olympischen Spielen zustän-
digen Deutschen Olympischen
Sportbundes und an die Werberech-
te der Sportler einschränkenden Zu-
lassungsregeln des milliardenschwe-
ren IOC. 1.200 Seiten stark ist die Lo-
seblatt-Regelsammlung des Deut-
schen Fußball Bundes und der Deut-
schen Fußball Liga, und die Rennord-
nung des Direktoriums für Vollblut-
zucht und Rennen umfasst 712 Para-
grafen nebst Ausführungsbestim-
mungen und Richtlinien. Überaus dif-
fizil sind die Rechtschutzgewäh-
rungsfragen um „unecht“ oder
„echt“ im Sinne von §§ 1025 ff. ZPO
in Verbindung mit den über 1.000
Sport- bzw. Vereins- und Verbandsge-
richten mit zum Teil mehreren Instan-
zen und den zahlreichen Schiedsge-
richten, darunter das Deutsche
Sportschiedsgericht oder das ständi-
ge Schiedsgericht der deutschen
Fußball-Lizenzligen und das Welt-
Schiedsgericht Court of Arbitration
for Sport als letzte irdische Sport-
rechtsinstanz.

In dieser für sich genommen schon
ungemein speziellen binnenrecht-
lichen Beziehung des Sports hat
nicht nur die eher überschaubare An-
zahl an Leistungssportlern Bedarf an
anwaltlicher Unterstützung. Ebenso
haben es etliche der nahezu 100.000
Sportvereine und die längst nicht alle
mit eigenen Juristen ausgestatteten
nationalen Sportfachverbände. Und
wenn sie es sind, dann holen sie
sich, ebenso wie internationale Ver-
bände mit Sitz zumeist im vorneh-
men Ausland, bei in Deutschland be-
legenen, rechtlich komplizierten Vor-
gängen Rat und bei Gerichtsverfah-
ren Tat von Anwälten mit sportrecht-
licher Expertise. Das allein spricht für
die Einführung eines Fachanwalts für
Sportrecht.

EDITORIAL

KammerForum 2/2018 33



Im Übrigen variiert die Rolle des An-
walts, soweit er vom Sportrecht als
Sportverbandsrecht in das Recht
wechselt, das grundsätzlich auch für
den Sport gilt. Nämlich wenn es wirt-
schaftlich relevante Bereiche betrifft
und damit auch Trainer, Vorstände
und Geschäftsführer, Wirtschaftsun-
ternehmen mit vielfältigen Bezügen
zum Sport, Sport- bzw. Sportlerver-
marktungs- und -vermittlungsagentu-
ren, TV-, Radio-, Print- und Online-
Medien sowie den öffentlichen Sek-
tor mit Bund, Ländern und Kommu-
nen. Das sind die Gebiete des Ar-
beits-, Gesellschafts-, Steuer-, Medi-
en-, Wirtschafts-, Straf- und Verwal-
tungsrechts, in die der Sport durch
seine Ökonomisierung und Kommer-
zialisierung und Europäisierung mit
atemberaubender Dynamik hineinge-
wachsen ist.

Für diese Gebiete gibt es zwar eige-
ne Fachanwaltschaften. Aber der
Sportrechtler ist schon eher als der
Kautelarjurist gefragt, wenn es z. B.
um Arbeitsverträge und deren Be-
fristbarkeit mit Profisportlern und
Trainern geht, um die Ausgliederung
von Profispielbetrieben aus Vereinen
und Investorenaverse „50+1“-Re-
geln, um die spezifische Besteue-
rung von Einzelsportlern mit unter-
schiedlichen Einkunftsarten, um die
Vergabe von Lizenzen für Logos und
Symbole z. B. des Weltfußballver-
bandes FIFA oder des IOC und für
Übertragungsrechte von Sportgroß-
ereignissen, um Sponsoring- und
Werbeverträge von Unternehmen
mit Sportlern und Verbänden, um die
Anwendung des verfassungsrecht-
lich kaum zu legitimierenden Anti-Do-
ping-Gesetzes neben den verbands-

rechtlichen Anti-Doping-Codes, um
die von diffusen Erlaubnistatbestän-
den abhängige Strafbarkeit von
Sportwetten oder um Fragen der
Sportförderung, des Umweltschut-
zes und des Ordnungsrechts wie et-
wa der Kostentragung von Polizeiein-
sätzen durch Sportveranstalter.

Höchstleistungen werden nicht nur
von Sportlern erwartet, sondern auch
von den mit dem Sportrecht im wei-
testen Sinne befassten Anwälten. Da
relativiert sich das geflügelte Wort
von „der herrlichsten Nebensache
der Welt“ auf den aktiven Sport und
ist der Fachanwalt für Sportrecht
mächtig gefordert.

Fachanwaltschaften
Vom 26.2.2018 bis 19.5.2018 hat die Rechtsanwaltskammer Köln den folgenden Kolleginnen und Kollegen die Erlaub-
nis zur Führung einer Fachanwaltsbezeichnung verliehen:

Arbeitsrecht

Ay, Christian, Wermelskirchen
Freh, Dr. Stefan, Köln
Karboul, Khayreddin, Köln
Keck, LL.M. Benjamin, Köln
Klein, Judith, Herzogenrath
Kraus, Dr. Carolin, Köln
Poguntke, Dr. David, Köln
Pracht, Pia, Köln
Sansone, Dr. Piero, Köln
Schmitz, Daniela, Köln
Stähler, Alice, Köln
Stauffer, Monika, Leverkusen
von Preuschen, Christopher, Bonn

Bank- und Kapitalmarktrecht

Lieberum, Tabea, Bonn

Erbrecht

Herzog, Dr. Stephanie, Würselen

Familienrecht

Geis, Dr. Iris, Bonn
Glaser, Markus, Frechen
Herrmann, Ruth, Herzogenrath
Kansy, Petra, Bad Honnef
Kraus, André, Köln

Menke-Gößling, Kathrin, Düren
Schmidt-Lonhart, Rainer, Köln
Stockheim, Ute, Düren

Gewerblicher Rechtsschutz

Grieß, Mirjam, Köln

Handels- und Gesellschaftsrecht

Schiemann, Dr. Christoph, Bonn

Medizinrecht

Guzmán, Nadine, Köln

Miet- und Wohnungseigentums-

recht

Atasever, Fatma, Köln

Migrationsrecht

Kitzel, Andreas, Bonn
Weisel, Britta, Aachen

Sozialrecht

Zilles, Jutta, Erftstadt-Lechenich

Steuerrecht

Geraats, Dr. Martin, Bonn
Livonius, Martin, Bonn

Strafrecht

Chilecki, Dr. Stefan, Köln
Fehn, Prof. Dr. Dr. Karsten, Köln
Rubarth, Andrea, Bonn

Transport- und Speditionsrecht

Kindt, Alexander, Bonn

Vergaberecht

Lehmann-Hanisch, Dr. Julia, Köln
Scherer-Leydecker, Dr. Christian,
Köln

Verkehrsrecht

Everschor, Dr. Monika, Troisdorf
Fammler, Dominik, Leverkusen
Ploennes-Charl, Jutta, Troisdorf

Versicherungsrecht

Siegert-Paar, Matthias, Köln
Thierolf, Sebastian, Köln

Verwaltungsrecht

Mechelhoff, Daniela, Köln
Laska, Lukas, Siegburg
Schreiber, Dr. Kristina, Köln
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Tel. 07066 - 90 08 0
Fax 07066 - 90 08 22
Kontakt@ARBER-seminare.de 
www.ARBER-seminare.deAnwaltsfortbildung

Weitere Informationen finden Sie unter www.ARBER-seminare.de

Köln 2018
Fachanwalts-Lehrgänge

�Handels- & Gesellschaftsrecht Start: 20.09.2018

�Intern. Wirtschaftsrecht Start: 27.09.2018

�Medizinrecht         Start: 11.10.2018

�Strafrecht         Start: 27.09.2018
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Institut für Anwaltsrecht an der Universität zu
Köln 30 Jahre alt – Zukunft gesichert

Von Rechtsanwalt Martin W. Huff,
Geschäftsführer der Rechtsanwalts-
kammer Köln

Das Institut für Anwaltsrecht an der
Universität zu Köln kann, 1988 ge-
gründet, in diesem Jahr auf eine über
30-jährige Erfolgsgeschichte zurück-
blicken. Das Institut unter den beiden
Direktoren Professor Dr. Martin
Henssler und Professor Dr. Hanns
Prütting ist die Adresse für das An-
waltsrecht in Deutschland und darü-
ber hinaus (s. nur www.anwalts-
recht.uni-koeln.de). Im Rahmen des
jährlichen Symposions zu aktuellen
Fragen des Anwaltsrechts, diesmal
am 26.11.2018 in Köln zum Thema
„Angriffe auf die anwaltliche Ver-
schwiegenheitspflicht“ wird auch
das Jubiläum entsprechend gefeiert
werden.

Neben den zahlreichen wissen-
schaftlichen Veröffentlichungen (so
gehören einige Standardkommentare
und Standardwerke zum Anwalts-
recht aus der Feder der Direktoren
und Autoren des Instituts für An-
waltsrecht zur aktuellsten Literatur
auf diesem Gebiet) wurden in den
vergangenen Jahrzehnten eine eige-
ne Schriftenreihe etabliert, eine Spe-
zialbibliothek zum Anwaltsrecht auf-
gebaut und ein Dokumentationszen-
trum für europäisches Anwaltsrecht
geschaffen. Diese Bibliothek und
auch die Dokumentationen sind für
alle berufsrechtlich Interessierten zu-
gänglich und bilden eine einzigartige
Informationsquelle für das anwalt-
liche Berufsrecht in Köln.

Die besondere Querschnittsmaterie
des Anwaltsrechts, das neben Be-
rufs- und Kammerrecht auch zivil-
rechtliche Fragen des Gesellschafts-
rechts (wie etwa im Sozietätsrecht)
oder des Wettbewerbsrechts auch
Fragen des Verfassungs– und Ver-
waltungsrechts umfasst, ist ein reiz-
voller Forschungsgegenstand mit ho-
her Praxisrelevanz.

Es zeigt sich besonders wieder in
dem von dem Direktor des Instituts,
Professor Dr. Martin Henssler, zum
Deutschen Anwaltstag in Mannheim
im Juni 2018 vorgelegten Gesetzent-
wurf zur Neuregelung des anwalt-
lichen Gesellschaftsrechts, der weit-
gehende Neuerungen fordert, die
weit in die Zukunft reichen.

Wichtig war jetzt jedoch, die Zukunft
des Instituts zu sichern, wenn 2021/
2022 der Gründungsprofessor Hanns
Prütting und der seit 1991 tätige Di-
rektor Martin Henssler aus dem akti-
ven Dienst für die Universität zu Köln
ausscheiden.

In der Lehre sieht es die Kölner
Rechtswissenschaftliche Fakultät –
nicht zuletzt mit Blick darauf, dass et-
wa 80% des juristischen Nachwuch-
ses in die Anwaltschaft strebt – als
unerlässlich an, die anwaltliche
Denk– und Arbeitsweise in der Aus-
bildung zu berücksichtigen und damit
zu gewährleisten, dass die Brücke
zwischen Rechtswissenschaft und
anwaltlicher Praxis geschlagen wird.

Deutlich wird das in einer nahezu un-
übersehbaren Vielzahl von Veranstal-
tungen zum Anwaltsrecht, die in
Deutschland einmalig sein dürfte.
Wer in Köln Rechtswissenschaften
studiert, der kann, wenn er will, sich
schon bereits im Studium intensiv
auf seine Anwaltstätigkeit, das damit
zusammenhängende Berufsrecht,
vorbereiten.

Auch nach den langen Jahren der Tä-
tigkeit ist die Zukunft des Instituts für
Anwaltsrecht gesichert und wird die
sicher anstehenden berufsrecht-
lichen Entwicklungen fachlich kom-
petent begleiten.

In der Sitzung der rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität
zu Köln am 17.5.2018 hat die Fakultät
sich mit der Zukunft intensiv befasst
und diese auf Dauer gesichert.

Die Fakultät, so heißt es in einem
entsprechenden Beschluss, die die
anwaltsrechtliche Forschung und
Lehre in Köln seit Anbeginn mitprägt,
möchte das Institut daher näher an
sich binden und auch für die nächs-
ten Jahrzehnte – und damit über die
Dienstzeit der bisherigen Institutsdi-
rektoren hinaus – gut aufstellen.

Der derzeitig geschäftsführende In-
stitutsdirektor Professor Dr. Martin
Henssler soll daher auch nach seiner
Pensionierung im Jahr 2022 zunächst
die Geschäftsführung des Instituts
innehalten. Auch Professor Dr.
Hanns Prütting ist als Seniorprofes-
sor bis 2021 für das Anwaltsinstitut
weiterhin aktiv.

Die Fakultät ist zudem bereit, dem
ein – von dem Verein zur Förderung
des Instituts für Anwaltsrecht und
der Soldan-Stiftung getragenen – in
weiterhin eigene Mittel und auch
Räume im angemessenen Umfang
zur Cofinanzierung und Coausstat-
tung des Instituts zur Verfügung zu
stellen. Anzustreben ist eine haupt-
amtliche Geschäftsführung des Insti-
tuts.

So soll es, heißt es in dem Beschluss
weiter, bei einer kommenden Wie-
derbesetzung der zivilrechtlichen
Professuren eine Stelle auch an-
waltsrechtlich ausgeschrieben wer-
den, sowie schon 1991 mit der Beru-
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fung Martin Hensslers auf den Lehr-
stuhl für bürgerliches Recht, Arbeits-
recht und Wirtschaftsrecht wie An-
waltsrecht mit großem Erfolg für die
Fakultät stattgefunden hat. Die Inha-
berin oder Inhaber der Professur soll
das Direktorium des Instituts beset-
zen, schreibt die Universität zu Köln.

Damit wird auch in Zukunft Köln eine
der Fakultäten sein, die sich dem An-

waltsrecht widmen und damit auch
eine wichtige Anlaufstelle für alle die-
jenigen sein, die sich mit dem Berufs-
stand der Rechtsanwälte befassen.

Auch die Rechtsanwaltskammer
Köln, die nicht nur Mitglied des För-
dervereins des Instituts für Anwalts-
recht an der Universität zu Köln ist,
sondern auch sich im Vorstand enga-
giert (Präsident Peter Blumenthal als

Vorstandsmitglied, Geschäftsführer
Martin W. Huff als Schatzmeister)
kann hier immer wieder auf die Ex-
pertise aus dem Institut zurückgrei-
fen und berufsrechtliche Fragen dis-
kutieren. Der Vorstand der Rechtsan-
waltskammer Köln freut sich, dass
die Zukunft des Instituts nunmehr
durch die weitreichenden Erklärun-
gen der Rechtswissenschaftlichen
Fakultät gesichert ist.

Kammerversammlung 2018

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Köln weist auf nachfolgende Termine hin:

Kammerversammlung: Mittwoch, 14.11.2018 in Köln

Anträge zur Tagesordnung (§ 4 GO): bis spätestens Freitag 31.8.2018
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Wahlen zum Kammervorstand – erstmalig elektronisch

Die Amtszeit von 13 Mitgliedern des
Kammervorstandes endet turnusge-
mäß im März 2019; die Wiederwahl
ist nach § 68 Abs. 1 S. 2 BRAO zuläs-
sig.

Aufgrund der Änderung des § 64
BRAO und des Beschlusses der
Kammerversammlung vom 15.11.
2017 werden in diesem Jahr die Mit-
glieder des Kammervorstandes nicht
mehr wie bisher unmittelbar in und
von der Kammerversammlung, son-
dern elektronisch gewählt.

In Umsetzung des Beschlusses der
Kammerversammlung hat der Kam-
mervorstand zwischenzeitlich die Fa.
Polyas GmbH aus Berlin mit der
Durchführung der elektronischen
Wahl beauftragt. Mit der Fa. Polyas
GmbH konnte ein Unternehmen ge-
wonnen werden, das bereits in der
Vergangenheit mehrfach erfolgreich
elektronische Wahlen für Körper-
schaften des öffentlichen Rechts

durchgeführt hat und – als einziger
Anbieter – ein durch das Bundesamt
für Sicherheit in der Informations-
technik (BSI) zertifiziertes Wahlver-
fahren anbietet.

Wir weisen darauf hin, dass die elekt-
ronische Wahl über ein „Online-

Wahlportal“ erfolgen wird. Die
Wahlbekanntmachungen (Zeitplan,
Fristen, etc.) sowie die individuellen
Zugangsdaten zu dem Online-Wahl-
portal werden Sie noch auf dem klas-
sischen Postweg erhalten. Etwaige
zukünftige Entwicklungen um das
besondere elektronische Anwalts-
postfach (beA), sind daher für die
Durchführung der elektronischen
Wahl nicht entscheidend.

Die Wahlen werden voraussichtlich
im Verlauf des zweiten Halbjahrs
2018 stattfinden. Zu gegebener Zeit
werden wir die veröffentlichungsfähi-
gen Informationen auch auf unserer
Website bereitstellen. Die von der

Kammerversammlung am 15.11.2017
beschlossene Wahlordnung kann
dort eingesehen werden. (Nö)

Bei nachfolgenden Vorstandsmit-

gliedern endet die Amtszeit zum

März 2019:

LG-Bezirk Köln (6 Sitze):

Rechtsanwalt Klaus M. Brisch
Rechtsanwalt Dr. Thomas Gutknecht
Rechtsanwalt Dr. Christoph Hack
Rechtsanwältin Hiltrud Kohnen
Rechtsanwalt Johannes Latz
Rechtsanwalt Dr. Dominik Scheuerer

LG-Bezirk Bonn (5 Sitze):

Rechtsanwalt Peter Blumenthal
Rechtsanwalt Dr. Guido Plassmeier
Rechtsanwalt Ulrich Sefrin
Rechtsanwältin Dr. Barbara Stamm
Rechtsanwalt Peter Tillmann

LG-Bezirk Aachen (2 Sitze):
Rechtsanwalt Guido Imfeld
Rechtsanwalt Markus Jentgens

Prüfung des Haushalts der Rechtsanwaltskammer Köln für 2017 abgeschlossen

Die von der Kammerversammlung
beauftragten Wirtschaftsprüfer ha-
ben ihre Prüfung für das Jahr 2017
abgeschlossen. Wie sich aus dem
im Folgenden abgedruckten Prüfbe-
richt ergibt, konnte die Kammer das
Jahr mit einem geringeren Verlust

als geplant abschließen. Der Kam-
mervorstand hat den Prüfbericht zu-
stimmend zur Kenntnis genommen.
Die Details ersehen Sie aus dem
Prüfbericht. Der Schatzmeister der
Kammer Köln, Dr. Thomas Gut-
knecht, wird Ihnen die Haushalts-

entwicklung und die Besonderhei-
ten zusammen mit dem Haushalts-
vorschlag 2019 mit der Einladung
zur Kammerversammlung am 14.11.
2018 erläutern.

KAMMERNACHRICHTEN
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Geldwäschegesetz (GwG): Bestellung eines Geldwäschebeauftragten – Anordnung der
Rechtsanwaltskammer Köln nach § 7 Abs. 3 Satz 1 GwG

Die Rechtsanwaltskammer Köln hat
aufgrund der Befugnis nach § 7
Abs. 3 Satz 1 GwG i.d.F. vom
23.6.2017 (BGBl. I S. 1822) durch die
Abteilung XII am 4.5.2018 folgende
Anordnung zur Bestellung eines
Geldwäschebeauftragten beschlos-
sen:

Rechtsanwälte und verkammerte
Rechtsbeistände nach § 209 BRAO,
die für ihre Mandanten an den Ge-
schäften des § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG
mitwirken, haben einen Geldwäsche-
beauftragten zu bestellen, der An-
sprechpartner für die Strafverfol-
gungsbehörden, die Zentralstelle für
Finanztransaktionsuntersuchungen
und die zuständige Rechtsanwalts-
kammer als Aufsichtsbehörde ist,
wenn in der eigenen Praxis mehr als

30 Berufsangehörige oder Berufsträ-
ger sozietätsfähiger Berufe nach
§ 59a BRAO tätig sind. Für den Fall
seiner Verhinderung ist dem Geldwä-
schebeauftragten ein Stellvertreter
zuzuordnen. Ihre Bestellung oder
Entpflichtung ist der zuständigen
Rechtsanwaltskammer vorab mitzu-
teilen.

Diese Anordnung wird im Kammer-
Forum der Rechtsanwaltskammer
Köln bekannt gemacht und gemäß
§§ 41 Abs. 4 Satz 3, 43 Abs. 1 Satz 1
VwVfG zwei Wochen nach Bekannt-
machung wirksam.

Die vorstehende Anordnung wird
hiermit ausgefertigt und verkündet.

Köln, den 12.6.2018
RA Blumenthal
Präsident

Erläuterung:

Rechtsanwälte und Kammerrechts-
beistände sind nach § 7 Abs. 1 GwG
grundsätzlich nicht dazu verpflichtet,
einen Geldwäschebeauftragten zu
bestellen. Die Rechtsanwaltskam-
mer kann nach § 7 Abs. 3 Satz 1
GwG allerdings anordnen, dass
Rechtsanwälte und Kammerrechts-

beistände einen Geldwäschebeauf-
tragten zu bestellen haben, wenn sie
dies für angemessen erachtet.

Die Rechtsanwaltskammer Köln
macht hiermit von dieser Anord-
nungsbefugnis Gebrauch. Rechtsan-
wälte und Kammerrechtsbeistände,
die in Berufsausübungsgesellschaf-
ten gleich welcher Rechtsform tätig
sind, die mehr als insgesamt 30 Be-
rufsangehörige oder Angehörige so-
zietätsfähiger Berufe nach § 59a
BRAO umfassen, sind verpflichtet,
einen Geldwäschebeauftragten zu
bestellen. Bei der Ermittlung der Zahl
der Berufsangehörigen oder Be-
rufsträger sozietätsfähiger Berufe
kommt es auf deren Status in der Be-
rufsausübungsgesellschaft – gleich
welcher Rechtsform – nicht an, so
dass auch freie Mitarbeiter oder an-
gestellte Berufsangehörige oder an-
gestellte Berufsträger sozietätsfähi-
ger Berufe zu berücksichtigen sind.
Eine berufliche Tätigkeit als Ange-
stellter einer freiberuflichen Berufs-
ausübungsgesellschaft führt nach
§ 6 Abs. 3 GwG lediglich dazu, dass
den Angestellten keine eigenständi-
ge Pflicht zur Bestellung eines Geld-
wäschebeauftragten trifft, sondern
diese der Berufsausübungsgesell-
schaft obliegt.

Grund für die Anordnung der Bestel-
lung eines Geldwäschebeauftragten
bei Tätigkeit in beruflichen Einheiten
gleich welcher Rechtsform mit einer
„Gesamtkopfzahl“ von mehr als 30
Berufsangehörigen und Berufsträ-
gern sozietätsfähiger Berufe ist,
dass in Einheiten ab dieser Größe
die Gefahr von Informationsverlus-
ten und Informationsdefiziten auf-
grund einer arbeitsteiligen und zer-
gliederten Arbeitsstruktur und der
Anonymisierung innerbetrieblicher
Prozesse, die Geldwäsche und Terro-
rismusfinanzierung erleichtern kann,
in erhöhtem Maße besteht. Deshalb
kommt es auch auf den Status der
Berufsträger in der Berufsaus-
übungsgesellschaft nicht an. Bei grö-

ßeren Einheiten besteht aufgrund
des erhöhten Risikos ein besonderes
Bedürfnis für die Bestellung eines
Geldwäschebeauftragten, der als An-
sprechpartner für die Mitarbeiter so-
wie für Aufsichts- und Ermittlungsbe-
hörden zur Verfügung steht und für
die Implementierung und Überwa-
chung der Einhaltung geldwäsche-
rechtlicher Vorschriften in der Praxis
zuständig ist.

Die Rechtsanwaltskammer Köln hat
sich bezüglich des Inhalts dieser
Musteranordnung mit den Steuerbe-
raterkammern und der Wirtschafts-
prüferkammer abgestimmt, um ein-
heitliche Maßstäbe zu schaffen. Vor
dem Hintergrund der Bündelung
mehrfacher Berufsqualifikationen in
einer natürlichen Person, der interdis-
ziplinären Zusammenarbeit in Berufs-
ausübungsgesellschaften sowie der
Mehrfachanerkennung von Berufs-
gesellschaften ist es sinnvoll, die An-
ordnung der Bestellung eines Geld-
wäschebeauftragten an eine Ge-
samtkopfzahl der in der jeweiligen
Berufsausübungsgesellschaft tätigen
Berufsträger aller sozietätsfähigen
Berufe anzuknüpfen. Diese einheit-
liche Lösung verursacht gegenüber
der getrennten Anordnung in den je-
weiligen Berufen einen geringeren
Aufwand für die Berufsangehörigen
aller beteiligten Berufsstände, da für
die internen Sicherungsmaßnahmen
gleichmäßige Anforderungen beste-
hen.

Bei der Durchführung dieser Anord-
nung ist jedoch zu beachten, dass
Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buch-
prüfer, Steuerberater und Steuerbe-
vollmächtigte nach § 2 Abs. 1 Nr. 12
GwG unbeschränkt Verpflichtete
nach dem GwG sind, also dem GwG
mit ihrer gesamten beruflichen Tätig-
keit unterliegen. Rechtsanwälte und
Kammerrechtsbeistände hingegen
unterfallen dem GwG nur, soweit sie
für ihre Mandanten an den sog. Kata-
loggeschäften des § 2 Abs. 1 Nr. 10a)
und b) GwG mitwirken.
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§ 2 Abs. 1 Nr. 10a) und b) GwG hat
folgenden Wortlaut:

„(1) Verpflichtete im Sinne dieses
Gesetzes sind, soweit sie in Aus-
übung ihres Geschäfts oder Berufs
handeln,

[...]

10. Rechtsanwälte, Kammerrechts-
beistände und Patentanwälte sowie
Notare, soweit sie

a) für ihren Mandanten an der Pla-
nung oder Durchführung von fol-
genden Geschäften mitwirken:

aa) Kauf und Verkauf von Immobi-
lien oder Gewerbebetrieben,

bb) Verwaltung von Geld, Wertpa-
pieren oder sonstigen Vermö-
genswerten,

cc) Eröffnung oder Verwaltung
von Bank-, Spar- oder Wertpa-
pierkonten,

dd) Beschaffung der zur Grün-
dung, zum Betrieb oder zur
Verwaltung von Gesellschaf-
ten erforderlichen Mittel,

ee) Gründung, Betrieb oder Ver-
waltung von Treuhandgesell-
schaften, Gesellschaften oder
ähnlichen Strukturen oder

b) im Namen und auf Rechnung des
Mandanten Finanz- oder Immobili-
entransaktionen durchführen, [...]“

Da die Bestellung eines Geldwäsche-
beauftragten zu den internen Siche-
rungsmaßnahmen gehört (vgl. § 6
Abs. 2 Nr. 2 GwG), verpflichtet diese
Anordnung Rechtsanwälte und Kam-
merrechtsbeistände in Berufsaus-
übungsgesellschaften mit 31 oder
mehr Berufsträgern auch schon dann
zur Bestellung eines Geldwäschebe-
auftragten, wenn auch nur ein

Rechtsanwalt oder Kammerrechts-
beistand in dieser Berufsausübungs-
gesellschaft an den sog. Katalogge-
schäften des § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG
für Mandanten mitwirkt.

Bei einer interdisziplinären Berufs-
ausübungsgesellschaft mit 31 oder
mehr Berufsträgern und mindestens
einem Steuerberater oder Wirt-
schaftsprüfer bleibt die Berufsaus-
übungsgesellschaft auch dann zur
Bestellung eines Geldwäschebeauf-
tragten verpflichtet, wenn kein dort
tätiger Rechtsanwalt oder Kammer-
rechtsbeistand regelmäßig für Man-
danten an Kataloggeschäften des § 2
Abs. 1 Nr. 10 GwG mitwirkt. In die-
sem Fall werden die Rechtsanwälte
oder Kammerrechtsbeistände zwar
nicht durch diese Anordnung zur Be-
stellung eines Geldwäschebeauftrag-
ten verpflichtet, mittelbar aber durch
die Anordnungen der Steuerberater-

kammern oder Wirtschaftsprüfer-
kammer, die den Steuerberater oder
Wirtschaftsprüfer zur Bestellung ver-
pflichten.

Der Geldwäschebeauftragte kann
selbst Berufsträger in der Berufsaus-
übungsgesellschaft oder ein der Ge-
schäftsleitung unmittelbar nachge-
ordneter Mitarbeiter sein (§ 7 Abs. 1
Satz 3 GwG). Die Mitteilungspflicht
an die zuständige Rechtsanwalts-
kammer folgt aus § 7 Abs. 4 Satz 1
GwG. Dem Geldwäschebeauftragten
ist ungehinderter Zugang zu sämt-
lichen Informationen, Daten, Auf-
zeichnungen und Systemen zu ver-
schaffen, die im Rahmen der Erfül-
lung seiner Aufgaben von Bedeutung
sein können. Die Verwendung der
Daten und Informationen ist dem
Geldwäschebeauftragten ausschließ-
lich zur Erfüllung seiner Aufgaben ge-
stattet. Ihm sind ausreichende Be-
fugnisse zur Erfüllung seiner Funk-
tion einzuräumen (§ 7 Abs. 5 GwG).
Der Geldwäschebeauftragte muss
seine Tätigkeit im Inland ausüben
(§ 7 Abs. 5 S. 1 GwG).

Die Steuerberaterkammern und Wirt-
schaftsprüferkammer haben oder
werden entsprechende Anordnun-
gen erlassen.
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Prüfungstermine 2019 im Ausbildungsberuf Rechtsanwaltsfachangestellte/r

Termine für die Zwischenprü-

fungen der Rechtsanwaltsfach-

angestellten 2019

Zwischenprüfung Frühjahr 2019:

Mittwoch, 13.3.2019

Anmeldeschluss: 1.2.2019

____________

Zwischenprüfung Herbst 2019:

Dienstag, 8.10.2019

Anmeldeschluss: 2.9.2019

Die Abnahme der Zwischenprüfung
erfolgt zentral in Köln. Über den Prü-
fungsort erfolgt eine gesonderte Mit-
teilung. Die Zwischenprüfung wird
schriftlich durchgeführt.

Die ausbildenden Rechtsanwälte
sind verpflichtet, die bei ihnen be-
schäftigten Auszubildenden, die zwi-
schen 12 und 18 Monaten ausgebil-
det worden sind, zur Zwischenprü-
fung anzumelden, soweit diese nicht
bereits abgelegt wurde. Gem. § 11
der Prüfungsordnung setzt die Zulas-
sung zur Abschlussprüfung den
Nachweis der Teilnahme an der vor-
geschriebenen Zwischenprüfung vo-
raus.

Termine für die Abschlussprüfung

der Rechtsanwaltsfachange-

stellten 2019

Die Abschlussprüfung Sommer

2019 im Ausbildungsberuf Rechtsan-
waltsfachangestellte/r findet statt am

Donnerstag, 9.5.2019 schriftlicher
Teil

Freitag, 10.5.2019 schriftlicher Teil

Montag, 13.5.2019 mündlicher Prü-
fungsteil

Dienstag, 14.5.2019 mündlicher Prü-
fungsteil

Montag, 1.7.2019 mündliche Ergän-
zungsprüfung

Dienstag, 2.7.2019 mündliche Er-
gänzungsprüfung

Anmeldeschluss (Ausschlussfrist) ist

Freitag, 22.2.2019

Die Abschlussprüfung erfolgt zentral
in Köln. Über den Prüfungsort erfolgt
eine gesonderte Mitteilung.

Aufgefordert zur Teilnahme an der
Abschlussprüfung im Sommer 2019
sind alle Auszubildenden,

– die im Sommer 2016 die 3-jährige
Ausbildung begonnen haben,

– die im Frühjahr/Februar 2017 die
Ausbildung begonnen und ihre
Ausbildungszeit auf 2½ Jahre ver-
kürzt haben,

– die im Sommer 2017 die 2-jährige
Ausbildung begonnen haben und

– Wiederholer.

Die Abschlussprüfung Winter 2019/

20 im Ausbildungsberuf Rechtsan-
waltsfachangestellte/r findet statt am

Dienstag, 3.12.2019 schriftlicher Teil

Mittwoch, 4.12.2019 schriftlicher
Teil

Donnerstag, 5.12.2019

Anmeldeschluss (Ausschlussfrist) ist

Freitag, 4.10.2019

Die Abschlussprüfung erfolgt zentral
in Köln. Über den Prüfungsort erfolgt
eine gesonderte Mitteilung.

Aufgefordert zur Teilnahme an der
Abschlussprüfung im Winter 2019/20
sind alle Auszubildenden,

– die im Februar 2017 die 3-jährige
Ausbildung begonnen haben,

– die im Sommer 2017 die Ausbil-
dung begonnen und ihre Ausbil-
dungszeit auf 2½ Jahre verkürzt ha-
ben,

– die im Februar 2018 die 2-jährige
Ausbildung begonnen haben und

– Wiederholer.

Ferner werden auch diejenigen Aus-
zubildenden zur Prüfung aufgerufen,
die eine vorzeitige Zulassung zur Ab-
schlussprüfung gemäß § 45 Abs. 1
BBiG oder eine Zulassung zur Ab-
schlussprüfung gemäß § 45 Abs. 2
BBiG anstreben. Eine vorzeitige Zu-
lassung als Externe gemäß § 45
Abs. 2 BBG anstreben. Eine vorzeiti-
ge Zulassung kommt nur bei nachge-
wiesenen überdurchschnittlichen
Leistungen (Notendurchschnitt von
besser als 2,49) in der Praxis und in
der Berufsschule in Betracht. Ob die
Voraussetzungen vorliegen, wird von
der Rechtsanwaltskammer im Einzel-
nen geprüft.

Die Abschlussprüfungen erfolgen
zentral in Köln. Über den Prüfungsort
erfolgt eine gesonderte Mitteilung.

Die Ausbildungskanzleien sind ver-
pflichtet, die Prüflinge innerhalb der
Anmeldefrist bei der Rechtsanwalts-
kammer Köln zur Prüfung anzumel-
den. Später eingehende Anmeldun-
gen können nicht mehr berücksich-
tigt werden.

Zugelassene Hilfsmittel:

Die Prüfungsteilnehmer sind berech-
tigt, die Gesetzessammlung „Schön-
felder“ und andere aktuelle Geset-
zestexte ohne Erläuterungen und
Kommentierungen sowie einen Ta-
schenrechner mitzubringen. Ferner

AUSBILDUNG

KammerForum 2/201846



sind unkommentierte Gebührenta-
bellen, d. h. Tabellen ohne Ausweis
von Auslagenpauschalen und Um-
satzsteuer sowie ein Kalender mitzu-
bringen.

Nicht zugelassen sind:

– Bemerkungen, Erläuterungen;

– Register/Reiter, die Wortvermerke
tragen, die nicht Gesetzesbezeich-
nungen sind, wie z. B. „Verjäh-
rung“ oder „Berufung“;

– Gebührentabellen mit Erläuterun-
gen (z. B. Berechnung der Mittel-
gebühr etc.) wie z. B. Schwarzwäl-
der Gebührentabelle, Schmecken-
becher, Kostentafeln, Höver Ge-
bührentabellen;

– Textausgaben mit Erläuterungen
(z. B. DAV Textausgabe RVG);

– das Mitbringen von Handys/Mobil-
telefone/Organizer/Tablets oder wei-
teren elektronischen Kommunika-
tionsmitteln.

Die Anmeldungen sind nur mit den
einheitlichen Anmeldeformularen
vorzunehmen. Die Anmeldeformula-
re können auf der Internetseite der
Rechtsanwaltskammer Köln herun-
tergeladen werden oder bei der Ge-
schäftsstelle der Rechtsanwaltskam-
mer Köln angefordert werden.

Rechtsanwaltskammer begrüßt Ausbildungsbotschafter

Die Rechtsanwaltskammer hatte im
Januar 2018 einen Aufruf in den
Kanzleien gestartet, den beiden Aus-
bildungsvermittlern der Kammer
Auszubildende zu melden, die bereit
sind, als sog. Ausbildungsbotschafter
in Schulen und auf Messen für den
Beruf der/s Rechtsanwaltsfachange-
stellten zu werben.

Nachfolgende Kanzleien und Auszu-
bildende haben sich bereiterklärt, die

Ausbildungsvermittler der Kammer
als Ausbildungsbotschafter zu unter-
stützen:

Frau Ilknur Bulut
RA Dr. Sieprath, Frechen

Frau Alica Couwenbergs
RA Schlun, Köln

Herr Jonas Gridi-Papp
RA Dr. Ditges, Bonn

Frau Lisa Hacker RAe BLD, Köln
Frau Katalin Herres

RA Legerlotz (LLR), Köln
Frau Heike Rabener

RA Dr. Saalfrank, Köln
Frau Vanessa Retza

RA Strepp, Köln
Frau Jessica Serra Suàres

RA Klein, Düren
Frau Viktoria Szymczynska

RAe Brinkmann, Köln

Frau Marie Lucia Wirtz
RAe Wilde, Köln

Frau F. Gräfin von Galen
RAe Jennißen, Köln

Am 26.3.2017 wurden die Auszubil-
denden dann in der Kammer von den
beiden Ausbildungsvermittlern Herrn
Dick und Herrn Schäfer begrüßt. Sie
wurden einen Tag auf ihre Aufgabe
vorbereitet, einige haben zwischen-
zeitlich bereits ihren ersten „Auftritt“
in Schulen und auf Messen mit „Bra-
vour“ gemeistert.

Den Auszubildenden sowie den
Kanzleien möchten wir für diese Be-
reitschaft und Unterstützung herz-
lichst danken!

Abschlussfeier der geprüften Rechtsfachwirte

32 Rechtsanwaltsfachangestellte ha-
ben im Winter 2017/18 ihre Fortbil-
dungsprüfung zum anerkannten Ab-
schluss „Geprüfter Rechtsfachwirt/
Geprüfte Rechtsfachwirtin“ erfolg-
reich absolviert. Aus diesem Anlass
fand am 23.3.2018 die Abschlussfei-
er im Eltzhof in Köln statt. 97 Perso-
nen nahmen an der feierlichen Verga-
be der Prüfungszeugnisse und Prü-
fungsurkunden teil. Von den insge-
samt 37 Prüfungsteilnehmern haben
acht Kandidaten die Fortbildungsprü-
fung mit „gut“ absolviert.

Im Rahmen seiner Ansprache wür-
digte Rechtsanwalt Dr. Thomas Gut-
knecht, Vizepräsident der Rechtsan-
waltskammer Köln, das Engagement
der Teilnehmer der Fortbildungsprü-
fung, die sich in den vergangenen
20 Monaten neben ihrer beruflichen
Tätigkeit in 456 Unterrichtsstunden
auf die Prüfung vorbereitet haben. Er
zeigte Verständnis dafür, dass die
Vorbereitung einen Großteil der Frei-
zeit in Anspruch genommen und
zahlreiche Entbehrungen bedeutet
habe. Dieses Engagement und
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Durchhaltevermögen qualifiziere die
Absolventen zu echten „Kanzleima-
nagern“, die sich ausgezeichnet im
Zwangsvollstreckungs– und im Ver-
gütungsrechts auskennen würden
und denen niemand etwas vorma-
che, wenn es darum gehe, Büroab-
läufe zu organisieren. Durch die fun-
dierten Rechtskenntnisse und die
Kompetenz zur Rechtsanwendung
bei der Fallbearbeitung können
geprüfte Rechtsfachwirte/geprüfte
Rechtsfachwirtinnen den Rechtsan-
walt nicht nur im administrativen,
sondern auch im juristischen Bereich
entlasten. So sind sie in der Lage ju-
ristische Fragen und Falllösungen un-
ter Berücksichtigung des materiellen
Rechts zu beurteilen, außergericht-
liche und prozessuale Vorbereitungs-
maßnahmen bei Schriftsätzen, Kla-
gen, Rechtsmitteln und Rechtsbehel-

fen durchzuführen sowie das gesam-
te Fristenmanagement abzuwickeln.

Daniela Bergfeld, Sybille Blumberg, Daniela Boes,
Jacqueline Borchard, Myriam Fuchs, Jessica
Germscheid, Daniela Goanta, Jessica Hajok,
Kristina Hoffmann, Leonie Külpmann, Julia

Mehlen, Stefanie Mettelsiefen, Insea Neuhaus,
Nadine Pick, Sarah Reetz, Frauke Schiffbauer,

Anke Schlepütz, Rebeca Schumann, Jacqueline
Franziska Stark, Franziska Stein, Eva Strauch,

Christiane ten Hoevel, Jana Daniela Theis, Sabrina
Weber, Anita Weiß, Susi Wenzel, Svenya Zilcher

Er gratulierte den Absolventinnen
und Absolventen zur bestandenen
Prüfung und übermittelte ebenfalls
die Glückwünsche des Kammervor-
standes.

Abschließend bedankte er sich noch
bei den Dozentinnen und den Dozen-
ten, die im Rahmen der Ausbildung
tätig waren sowie bei Frau Sigrid
Huptas, die die Fortbildungslehrgän-
ge organisiert und administriert so-
wie bei Herrn Geschäftsführer Albert
Vossebürger, dem als Vorsitzender
des Prüfungsausschuss die verant-
wortliche Leitung der Fortbildung ob-
liegt sowie bei den Mitgliedern des
Prüfungsausschusses für die rei-
bungslose Durchführung der Fortbil-
dungsprüfung.

Wie wird man „Geprüfter Rechtsfachwirt/Geprüfte Rechtsfachwirtin“?

Von Rechtsanwalt Albert Vossebür-
ger, Geschäftsführer der Rechtsan-
waltskammer Köln

Der geprüfte Rechtsfachwirt/die ge-
prüfte Rechtsfachwirtin wird für die
Anwaltskanzleien immer wichtiger.
Wie ist es dazu gekommen und wel-
che Qualifikationen sind dafür heute
erforderlich?

Geschichtliche Entwicklung

Jahrelang gab es für Mitarbeiter in
Anwaltskanzleien, die sich nach ihrer
Ausbildung zum Rechtsanwaltsgehil-
fen fachlich weitergebildet haben,
kein einheitliches Berufsbild. Viele

sind aufgrund ihrer langjährigen Be-
rufserfahrung oder nach Absolvie-
rung von Seminaren im Gebühren-
oder im Vollstreckungsrecht in den
Anwaltskanzleien zu Bürovorstehern
aufgestiegen. Ein geschütztes Be-
rufsbild „Bürovorsteher“ gab es aber
nicht. Jeder konnte nach seinem Be-
lieben diesen Titel führen, insbeson-
dere war kein Qualifikationsnachweis
mit diesem Titel verbunden.

Das veranlasste die Rechtsanwalts-
kammer Köln als erste Kammer im
Bundesgebiet hier aktiv zu werden
und eine qualifizierte Ausbildung für
Bürovorsteher anzubieten. Bereits
1987 erließ deshalb die Rechtsan-
waltskammer Köln eine Prüfungsord-
nung für „Bürovorsteher“ und richte-
te Weiterbildungsveranstaltungen
zur Vorbereitung auf die Prüfungen
ein. Viele andere Kammern folgten
dieser Initiative und boten ihrerseits
ebenfalls „Bürovorsteherprüfungen“
an. Die Standards der Prüfungen wa-
ren von Kammer zu Kammer höchst
unterschiedlich, was sich nicht zu-
letzt auch auf die Dauer der Vorberei-
tungskurse auswirkte. Erst in zähen
und langwierigen Verhandlungen

konnte das Bundesministerium für
Bildung und Forschung überzeugt
werden, diesem Mangel abzuhelfen.
Mit der am 23.8.2001 erlassenen Ver-
ordnung über die Prüfung zum an-
erkannten Abschluss „Geprüfter
Rechtsfachwirt/Geprüfte Rechtsfach-
wirtin“ war der Weg für eine bundes-
weit einheitliche Fortbildung ge-
schaffen.

Mit dieser Verordnung ist nicht nur
die Berufsbezeichnung, sondern
auch die Qualifikation des uns eher
bekannten „Bürovorstehers“ einheit-
lich geregelt worden. Jedem Perso-
nalverantwortlichen – auch im Aus-
land – ist es hiermit möglich ge-
worden, die Fortbildungsqualifikation
richtig einzuordnen.

Gleichzeitig bietet der Abschluss An-
wälten die Gewähr, dass die Absol-
venten über die für die Funktion des
„Bürovorstehers“ notwendigen Qua-
lifikationen verfügen. Denn nur derje-
nige, der die Prüfung bestanden hat,
darf sich auch nur „Geprüfter Rechts-
fachwirt“ nennen. Die Berufsbe-
zeichnung ist daher als solche ge-
schützt.
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Der „Geprüfte Rechtsfachwirt“ zeich-
net sich als berufserfahrener Spezia-
list in einem Rechtsanwaltsbüro aus.
Durch ihre Ausbildung und anschlie-
ßende Berufspraxis haben sich „Ge-
prüfte Rechtsfachwirte“ vertiefte be-
triebswirtschaftliche Kenntnisse an-
geeignet, die sie befähigen, die Kanz-
lei eines Rechtsanwaltsbüros zu ver-
walten, zu organisieren und zu leiten.
Sie beherrschen das nichtanwaltliche
Aufgabenfeld eines Rechtsanwalts-
büros und können qualifizierte Sach-
bearbeitung im anwaltlichen Aufga-
benfeld leisten.

Soweit diese Definition des Berufs
„Geprüfter Rechtsfachwirt“. Diese
lässt klar erkennen, dass „Geprüfte
Rechtsfachwirte“ ein nicht zu unter-
schätzendes Potential im Unterneh-
men „Anwaltskanzlei“ sind.

Wünschenswert wäre, wenn sich
diese Erkenntnis mehr als bisher in
der Anwaltschaft durchsetzen wür-
de. Viele Anwälte haben noch immer
Angst davor, die Verantwortung für
Vorgänge in ihrer Kanzlei an ihre Mit-
arbeiter abzugeben. Sie haben noch
nicht erkannt, welchen Vorteil es
bringen kann, einen „Geprüften
Rechtsfachwirt“ zu beschäftigen.
Dabei sollte uns die bestmögliche
Optimierung unserer Kanzleiabläufe
von der Büroorganisation bis hin zur
Mandantenbetreuung besonders am
Herzen liegen, um letztendlich mehr
Zeit zur Konzentration auf unsere
Kernkompetenzen zu haben.

Wie wird man „Geprüfter

Rechtsfachwirt“?

Rechtsgrundlage für die Ausbildung
und Prüfung der „Geprüften Rechts-
fachwirte“ ist – wie gerade erklärt –
die Fortbildungsverordnung über die
Prüfung zum anerkannten Abschluss
„Geprüfter Rechtsfachwirt/Geprüfte
Rechtsfachwirtin“ vom 23.8.2001.
Mit dieser Rechtsverordnung wurde
den Rechtsanwaltskammern die Kom-
petenz verliehen, die Prüfung zum
anerkannten Abschluss abzuneh-
men.

Deshalb hat die Rechtsanwaltskam-
mer Köln als zuständige Stelle ge-

mäß § 46 Abs. 1 BBiG im Jahre 2001
eine Prüfungsordnung für „Geprüfte
Rechtsfachwirte“ erlassen, die die
Rechtsgrundlage für die Prüfung ist.

Zuständig für die Abnahme der Prü-
fung und für die Verleihung des staat-
lich geschützten Titels ist für den
Kammerbezirk Köln die Rechtsan-
waltskammer Köln.

Private Fortbildungsanbieter dürfen
diesen geschützten Titel nicht verlei-
hen. Daher ist Vorsicht geboten vor
nicht staatlich verliehenen Titeln wie
z. B. „Rechtswirt“ oder „Diplom-
Rechtswirt“.

Um das Fortbildungsziel zu erreichen
und um zur Abschlussprüfung vor der
Rechtsanwaltskammer Köln zugelas-
sen zu werden, muss der Teilnehmer
über eine mit Erfolg abgelegte Ab-
schlussprüfung als Rechtsanwalts-
fachangestellte oder Rechtsanwalts-
gehilfe verfügen. Weiter muss er
nachweisen, dass er danach eine
mindestens zweijährige Berufspraxis
erworben hat. Wer keine Abschluss-
prüfung als Rechtsanwaltsfachange-
stellter oder Rechtsanwaltsgehilfe
abgelegt hat, kann auch zur Prüfung
zugelassen werden, wenn er nach-
weisen kann, dass er eine mindes-
tens sechsjährige vergleichbare Be-
rufspraxis erworben hat. Ferner ist
Voraussetzung, dass der Prüfungs-
teilnehmer seinen Wohnsitz oder sei-
nen Arbeitsplatz im Bezirk der
Rechtsanwaltskammer Köln hat.

Die eigentliche Abschlussprüfung be-
steht aus einem schriftlichen Prü-
fungsteil sowie aus einer mündlichen
Prüfung. Hier gilt es für den Prü-
fungskandidaten nachzuweisen, dass
er in der Lage ist

– ein Anwaltsbüro im nichtanwalt-
lichen Bereich eigenverantwortlich,
systematisch und betriebswirt-
schaftlich orientiert zu führen,

– Vorgänge auf der Basis betriebs-
wirtschaftlicher und arbeitsrecht-
licher Grundlagen interpretieren,
analysieren und bearbeiten kann
sowie Praxisziele, Organisations-

und Kooperationsformen im Zu-
sammenspiel von Mitarbeitern,
Mandanten und anderer Beteiligter
einschätzen und berücksichtigen
kann.

Ferner muss er deutlich machen,
dass er Vorgänge des Gebühren-
rechts, der Festsetzung und Erstat-
tung der Gebühren bearbeiten sowie
die dazugehörigen Regelungen des
Prozessrechts interpretieren und an-
wenden kann.

Schließlich muss er erkennen lassen,
dass er

– titulierte Forderungen in jeglicher
Hinsicht durchsetzen, die entspre-
chenden Anträge stellen sowie die
zugrunde liegenden Rechtsverhält-
nisse einordnen und dazugehörige
einfache Rechtsfragen richtig beur-
teilen kann.

In der mündlichen Prüfung wird ein
praxisorientiertes Situationsgespräch
geführt. Der Prüfungskandidat muss
anhand eines praxisbezogenen Falles
einen Sachverhalt systematisch ana-
lysieren, zielorientiert bearbeiten und
seine Lösung in dem anschließenden
Prüfungsgespräch mündlich vortra-
gen. Die Prüfung ist bestanden,
wenn in allen 4 schriftlichen Auf-
sichtsarbeiten und im mündlichen
Prüfungsteil ein mindestens ausrei-
chendes Ergebnis erzielt wurde.

Seit 2001 hat die Rechtsanwaltskam-
mer Köln 683 Kanzleimitarbeitern
den anerkannten Abschluss „Geprüf-
ter Rechtsfachwirt“ verliehen. Wie
motiviert die Teilnehmer sind, zeigen
die Prüfungsergebnisse. Die Durch-
fallquote liegt bei lediglich 17% Die-
se geringe Durchfallquote resultiert
daraus, dass die überwiegende An-
zahl der Teilnehmer an einem Vorbe-
reitungslehrgang teilnehmen, der ge-
zielt und umfassend auf die Prü-
fungsanforderungen vorbereitet. Die
Vorbereitungslehrgänge umfassen in
der Regel 456 Unterrichtseinheiten
und dauern ca. 1½ Jahre. Der Unter-
richt findet berufsbegleitend zweimal
wöchentlich in den Abendstunden
statt. Die Anzahl der Teilnehmer in
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den Fortbildungslehrgängen ist auf
maximal 30 Personen begrenzt, um
eine optimale Prüfungsvorbereitung
zu gewährleisten. Insbesondere im
Bereich des Kosten- und Gebühren-
rechts sowie Zwangsvollstreckung
und Inkasso erlernen die Teilnehmer
gutachterliche Prüfungen vorzuneh-
men. Sie erhalten eine fundierte Aus-
bildung in juristischer Methodenlehre
und der Anwendung von Rechtsnor-
men. Von den Teilnehmern wird eine
aktive Mitarbeit erwartet. Denn Wis-
sen kann nur dann langfristig über die
Dauer des Fortbildungslehrgangs ge-
speichert und verankert werden,
wenn die neuen Informationen mit
möglichst vielen bereits gespeicher-
ten Informationen verbunden wer-
den. Den Teilnehmern werden kurs-
begleitend Arbeitsmaterialien an die
Hand gegeben, die sie zu Hause auf-
arbeiten. Aus unserer Erfahrung he-
raus bilden sich frühzeitig unter den
Teilnehmern Lerngruppen, um ge-
meinsam im Team Fragen und Pro-
bleme zu klären. Restprobleme wer-
den individuell mit dem Dozenten be-
sprochen. Die Teilnehmer speichern
auf diese Weise nicht nur langfristig
ihr erworbenes Wissen, sie erwer-
ben auch Schlüsselqualifikationen
wie methodisches Arbeiten und so-
ziale Kompetenz durch das Lernen im
Team. Erfahrungen haben gezeigt,
dass Eigeninitiative und Motivation
durch einen gewissen Wettbewerb
im Team und den direkten Kontakt
mit dem Dozenten gestärkt werden.

Der Unterricht erfolgt schwerpunkt-
mäßig in den Fächern Kosten- und

Vollstreckungsrecht. Weitere Lehr-
gangsfächer sind:

– Arbeits- und Sozialrecht,
– Berufsbildungs- und Jugendschutz-

recht,
– Buchführung, Steuerrecht,
– Bürgerliches Recht,
– Büroorganisation, EDV,
– Mandantenbetreuung,
– Personaleinsatz und Personalfüh-

rung,
– Straf- und Strafprozessrecht,
– Verfahrensrecht,
– Verwaltungs- und Verwaltungsver-

fahrensrecht.

Bei der Auswahl der Dozenten ach-
tet die Rechtsanwaltskammer Köln
darauf, dass diese erfahrene Prakti-
ker aus Anwaltschaft, Justiz und
Schulwesen sind. Neben Rechtspfle-
gern und Richtern, Rechtsanwälten
und Bürovorstehern unterrichten
auch Lehrer von berufsbildenden
Schulen. Unsere Dozenten verfügen
über langjährige Dozentenerfahrung.
Gleichzeitig sind sie Ersteller der
kursbegleitenden Arbeitsmaterialien
und darüber hinaus Autoren juristi-
scher Veröffentlichungen. Dieses
Konzept hat sich bewährt. Die
Rechtsanwaltsfachangestellten und
Rechtsanwaltsgehilfen haben be-
reits erkannt, wie wichtig es ist, sich
berufsspezifisch fortzubilden. Das er-
öffnet ihnen berufsspezifische Per-
spektiven nicht nur in den Anwalts-
kanzleien, sondern auch bei anderen
gewerblichen Unternehmen. Weite-
re Perspektiven ergeben sich nach
erfolgreich bestandener Prüfung
zum „Geprüften Rechtsfachwirt“

auch dadurch, dass Absolventinnen
und Absolventen Studiengänge mit
schwerpunktmäßig juristischem In-
halt an den Fachhochschulen besu-
chen können. Die Weiterbildung zum
„Geprüften Rechtsfachwirt“ dient
damit nicht nur der Verbesserung
und Vertiefung der in der täglichen
Praxis notwendigen Fertigkeiten,
sondern auch der Erlangung theoreti-
scher Voraussetzungen für eine aka-
demische Karriere.

Wie in fast allen qualifizierten Beru-
fen ist auch in den Anwaltskanzleien
ein Änderungsprozess erforderlich.
Wir müssen erkennen, dass wir
hochqualifizierte und motivierte Mit-
arbeiter haben, die ganz wesentlich
zu dem Erfolg des Unternehmens
Anwaltskanzlei beitragen können.
Profitieren Sie von unserer jahrzehn-
telangen Aus- und Fortbildungskom-
petenz und geben Sie „Geprüften
Rechtsfachwirten“ in der Anwalts-
kanzlei eine Chance! Wer einen „Ge-
prüften Rechtsfachwirt“ beschäftigt,
darf sicher sein, eine gut ausgebilde-
te Fachkraft zu haben, die kompetent
und mit Sachverstand agiert. Schon
allein die Tatsache, dass jemand sich
den Mühen der berufsbegleitenden
Fortbildung unterzogen hat, spricht
dafür, dass man es mit einem enga-
gierten Menschen zu tun hat, der mit
seinem Fachwissen stets auf der Hö-
he der Zeit sein will und bereit ist, da-
für auch Freizeit zu opfern.
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Die Entwicklung der Anwaltszahlen – Kleine Mitgliederstatistik zum 1.1.2018

Die Rechtsanwaltskammer Köln ist
dabei weiterhin die fünftgrößte
Rechtsanwaltskammer im Bundes-
gebiet nach der Rechtsanwaltskam-
mer Hamm (13.711 Mitglieder) und
vor der Rechtsanwaltskammer Düs-
seldorf (12.581 Mitglieder).

Insgesamt ist die Zahl der Mitglieder
der regionalen Rechtsanwaltskam-
mern leicht von 165.551 auf 165.857
und damit um 0,18% gestiegen.

Damit bestätigt sich der Trend der
vergangenen Jahre, in denen der Zu-
wachs stets abgenommen hatte. Von
2016 auf 2017 hatte sich die Anzahl
der Mitglieder noch um 0,42% er-
höht. Zum 1.1.2015 war der Zuwachs
erstmals auf unter 1% gefallen.

Die Statistik zeigt auch, dass sich die
Zusammensetzung der Mitglieder im
Jahr 2017 weiter verschoben hat.

So ging der Anteil der klassischen –
niedergelassenen – Rechtsanwälte
von zuvor 154.711 auf nunmehr
knapp 150.000 zurück. Die Zahlen
der als reine Syndikusrechtsanwälte
bzw. als die Syndikusrechtsanwalt
und Rechtsanwalt (sogenannte Dop-
pelzulassung) zugelassenen Mitglie-
der stiegen dagegen deutlich an (von
957 auf 1.975 beziehungsweise von
8.738 auf 12.079). Damit macht die
Gesamtzahl von 14.054 Syndikus-
rechtsanwälten mittlerweile ein An-
teil von 8,5% an den insgesamt
164.656 Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten aus. Berücksichtigt
man, dass in Unternehmen und Ver-
bänden tätige Syndikusanwälte noch
über eine alte Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht in der Deutschen
Rentenversicherung Bund verfügen,
und daher noch keine Zulassung als
Syndikusrechtsanwalt beantragt ha-
ben, so dürfte der Anteil der Syndi-

kusrechtsanwälte bundesweit bei
gut 20–25% liegen.

Spitzenreiter, was den Mitgliederzu-
wachs angeht, ist die Rechtsanwalts-
kammer (RAK) München, die eine
Zunahme von 1,18% verzeichnete.
Schlusslichter sind hingegen die Kam-
mern in Mecklenburg-Vorpommern
(-2,26%) und Sachsen (-2,27%).

Besonders interessant ist dabei, dass
die 7 größten Rechtsanwaltskam-
mern über 10.000 Mitgliedern insge-
samt jetzt 62,9% aller Rechtsanwälte
vertreten (104.407 von 165.857), die
übrigen 17 regionalen Kammern da-
gegen nur die restlichen 37,1%.
(mwh.)
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Anwaltsrecht/Berufsrecht

Unzulässige Werbung als

„Fachanwalt im Marken-,

Wettbewerbs- und Urheberrecht“

BRAO §§ 43, 43b; BORA §§ 6
Abs. 3, 7 Abs. 2
1. Auch wenn ein Rechtsanwalt

„Fachanwalt für gewerblichen
Rechtsschutz“ ist, darf er werb-
lich nicht zusätzlich mit der Anga-
be „Fachanwalt im Marken-, Wett-
bewerbs- und Urheberrecht“ im
Internet auftreten. Dies stellt
einen Verstoß gegen § 7 Abs. 2
BORA dar.

2. Wird der Internetauftritt der Kanz-
lei von dem Inhaber alleine verant-
wortet, ist der angestellte Rechts-
anwalt verpflichtet, seinen Arbeit-
geber auf Unterlassung in An-
spruch zu nehmen, da er gem. § 6
Abs. 3 BORA verpflichtet ist, zu
verhindern, dass unerlaubt für ihn
geworben wird. (Leitsätze des
Einsenders)

AnwG Köln, Beschl. v. 8.1.2018 –

4 AnwG 40/17 R

Zum Sachverhalt:
Der Beschwerdegegner ist angestell-
ter Anwalt in der Kanzlei S. Rechtsan-
wälte, Köln. Auf der Internetseite tritt
er wie folgt auf: Unter einem Bild des
Rechtsanwalts ist zu lesen:

„M.,
Fachanwalt für gewerblichen Rechts-
schutz
Jahrgang 19, Mitarbeiter seit 2010

M. ist Fachanwalt im Marken-, Wett-
bewerbs und Urheberrecht und spe-
zialisiert in den Branchen Reiseveran-
staltung, Einzelhandel sowie Medien.
M. vertritt hauptsächlich Mandanten
in gerichtlichen urheber-, marken-
und domainrechtlichen Angelegen-
heiten sowie in Verfahren vor den
Markenämtern.“

Mit Schreiben der Rechtsanwalts-
kammer vom 27.1.2016 wurde der
Beschwerdegegner auf seinen be-
rufs- und wettbewerbsrechtlich zu
beanstandenden Außenauftritt auf

der Website hingewiesen. Hierauf
antwortete Herr Rechtsanwalt S. als
Arbeitgeber des Herrn Rechtsanwalt
und teilte mit, dass mit Schreiben
vom 14.11.2007 der seinerzeitige
Vorsitzende des Vorprüfungsaus-
schusses „Fachanwalt für gewerb-
lichen Rechtsschutz“ der Rechtsan-
waltskammer Köln, gegen die Be-
zeichnung „Fachanwalt für gewerb-
lichen Rechtsschutz (Wettbewerbs-,
Marken- und Urheberrecht)“ keine
Bedenken erhoben habe. Herr bezog
sich insoweit auf einen Formulie-
rungsvorschlag gemäß Schreiben der
Kanzlei S. vom 16.5.2007, Seite 2,
der wie folgt lautete: „Fachanwalt für
gewerblichen Rechtsschutz (Wettbe-
werbs-, Marken- und Urheberrecht)“.
Mit Schreiben vom 1.3.2016 wurde
der Beschwerdegegner darauf hinge-
wiesen, dass die inkriminierte For-
mulierung nicht dem seinerzeitigen
Formulierungsvorschlag entsprach.
Mit Schreiben vom 8.3.2017 teilt der
Beschwerdegegner mit, dass der In-
ternetauftritt von seinem Arbeitgeber
verantwortet werde.

Mit Bescheid vom 25.1.2017 hat die
Kammer das Verhalten wegen eines
Verstoßes gegen §§ 7 Abs. 2 BORA,
43 BRAO gerügt, da es eine berufs-
rechtliche Bezeichnung „Fachanwalt
im Marken-, Wettbewerbs- und Ur-
heberrecht“ nicht gibt. In diesem Zu-
sammenhang wurde auch zur per-
sönlichen Verantwortlichkeit des Be-
rufsangehörigen Stellung genommen
und ausgeführt, dass er nicht mit
dem Argument gehört werden kön-
ne, es handele sich um den Internet-
auftritt seines Arbeitgebers, der
Kanzlei S.. Der Beschwerdegegner
habe spätestens seit dem Schreiben
der Rechtsanwaltskammer vom
27.1.2016 Kenntnis von seinem be-
rufsrechtlich zu beanstandenden Ver-
halten und habe gegen die ihm als
Organ der Rechtspflege obliegende
Pflicht, sich gemäß den Vorschriften
des Berufsrechts zu verhalten, nach-
haltig verstoßen.

Der Vorstand der Rechtsanwaltskam-
mer Köln hat den Einspruch zurück-
gewiesen.

Ergänzend wurde ausgeführt, auch
als angestellter Rechtsanwalt sei der
Beschwerdegegner verpflichtet, al-
les Erforderliche zu unternehmen,
um sicherzustellen, dass sein Auftritt
im Internet, und sei es nur auf der
Seite seines Arbeitgebers, berufs-
rechtlich nicht zu beanstanden ist.
Dabei komme es nicht darauf an, ob
der Beschwerdegegner die tatsäch-
liche Möglichkeit, also den techni-
schen Zugang habe, den Internetauf-
tritt seines Arbeitgebers zu verän-
dern. Nach Auffassung des Vorstan-
des der Rechtsanwaltskammer Köln
muss der Beschwerdegegner in die-
sen Fällen alle rechtlichen Möglich-
keiten ausschöpfen um gegenüber
seinem Arbeitgeber die Einhaltung
berufsrechtlicher Vorschriften zu ge-
währleisten.

Der Antrag auf anwaltsgerichtliche
Entscheidung wurde zurückgewie-
sen.

Aus den Gründen:
Der Antrag des Beschwerdegegners
ist zulässig, jedoch unbegründet. Die
durch den Vorstand der Rechtsan-
waltskammer ausgesprochene Rüge
ist wegen eines Verstoßes gegen
§§ 7 Abs. 2 BORA, 43 BRAO berech-
tigt. Der Bescheid der Rechtsan-
waltskammer Köln vom 25.1.2017 in
der Fassung des Widerspruchsbe-
scheids vom 31.5.2017 ist zu Recht
ergangen.

Die erkennende Kammer schließt
sich der vom Vorstand der Rechtsan-
waltskammer Köln in den Beschei-
den vom 25.1.2017 und vom
31.5.2017 vertretenen Auffassung zu
Inhalt und Umfang eines Verstoßes
gegen §§ 7 Abs. 2 BORA, 43 BRAO
an.

In der mündlichen Verhandlung am
8.1.2018 wurden von dem den abwe-
senden Beschwerdegegner vertre-
tenden Rechtsanwalt S., also seinem
Arbeitgeber keine neuen Gesichts-
punkte vorgebracht.

Bei werblichen Auftritten kommt es
auf das Verständnis nicht des Wer-
benden an, sondern auf das Ver-
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ständnis des Werbungsadressaten.
Das sind vielfach Laien und keine
Profis, so dass eine klare Unterschei-
dung zwischen der Fachanwaltschaft
zu § 14h FAO einerseits und § 14j
FAO andererseits nicht vorausge-
setzt werden kann.

Gemäß § 14j FAO gibt es den Fach-
anwalt für das Fachgebiet Urheber-
und Medienrecht, gemäß § 14h FAO
für das Fachgebiet gewerblicher
Rechtsschutz.

Der Beschwerdegegner wirbt mit der
Formulierung „Fachanwalt im Mar-
ken-, Wettbewerbs- und Urheber-
recht“. Dieser werbliche Auftritt war
unstreitig noch zum Zeitpunkt der
mündlichen Verhandlung im Internet
unverändert.

Eine solche Fachanwaltsbezeich-
nung gibt es nach der FAO nicht, sie
ist deshalb irreführend. Richtig ist nur
die vom Beschwerdegegner zuvor
verwendete Bezeichnung „Fachan-
walt für gewerblichen Rechts-
schutz“.

Die Werbung erfolgt auch in un-
mittelbarem Zusammenhang unter
einem Lichtbild des Beschwerdegeg-
ners, so dass ein objektiver Betrach-
ter zwangsläufig einen Bezug zu ihm,
nicht aber der Kanzlei S. herstellen
wird.

Der Beschwerdegegner übt einen
freien Beruf aus und ist unabhängi-
ges Organ der Rechtspflege.

Als Organ der Rechtspflege obliegt
ihm die Pflicht, sich gemäß den Vor-
schriften des Berufsrechts zu verhal-
ten.

Gemäß § 6 Abs. 3 BORA darf der
Rechtsanwalt nicht daran mitwirken,
dass Dritte für ihn Werbung betrei-
ben, die ihm selbst verboten ist.

Es ist nicht vorgetragen, weshalb der
Beschwerdegegner nicht einen An-
spruch auf Berichtigung bzw. Ände-
rung der Angaben auf der Homepage
der Kanzlei sollte geltend machen
können. Insofern hat der Beschwer-

degegner es schlicht unterlassen,
den Rechtsweg zu beschreiten.

Verstoß gegen Tätigkeitsverbot

durch Rechtsanwalt als Vorstands-

mitglied einer AG und Geschäfts-

führer einer Anwalts-GmbH

BRAO § 45
1. Ein Rechtsanwalt begeht einen

Verstoß gegen § 45 Abs. 1 Nr. 4
BRAO, wenn er Mitglied des Vor-
stands einer AG ist, die Gebühren-
forderungen ankauft und Mitglied
und Geschäftsführer einer An-
walts-GmbH, die regelmäßig von
der AG mit der Durchsetzung der
Gebührenforderungen (gerichtlich/
außergerichtlich) beauftragt wird.

2. In diesen Fällen ist der Rechtsan-
walt als Mitglied des Kollegialor-
gans „Vorstand“ vorbefasst und da-
mit nicht mehr unabhängig in seiner
Tätigkeit als Rechtsanwalt. Denn
es besteht die Gefahr, dass seine
Tätigkeit als Vorstand, in der er Bin-
dungen und Weisungen unterliegt,
auf die Tätigkeit als unabhängiger
Rechtsanwalt durchschlägt.

3. Einer Rechtsanwaltskammer steht
grundsätzlich die Befugnis zu, eine
andere Rechtsanwaltskammer über
ein angebliches Fehlverhalten
einer deren Mitglieder zu informie-
ren. Zur Einleitung eines berufs-
rechtlichen Verfahrens ist dies
eine ausreichende Kenntniserlan-
gung der zuständigen Rechtsan-
waltskammer. Allerdings darf die
informierende Rechtsanwaltskam-
mer nur dann die Stellungnahme
des betroffenen Rechtsanwalts er-
halten, wenn er zugestimmt hat
(s. BGH, Urt. v. 11.1.2016 – AnwZ
[Brfg] 42/14).

4. Ist eine Stellungnahme vor der
Entscheidung des BGH vom
11.1.2016 weiter gegeben wor-
den, so stellt dies einen Verfah-
rensfehler dar, der aber nicht den
berufsrechtlichen Verstoß und
dessen Rüge erfasst. (Leitsätze
der Redaktion)

AnwG Köln, Beschl. v. 19.2.2018 –

2 AnwG 2/15 R

Zum Sachverhalt:
Dem anwaltsgerichtlichen Verfahren
zugrunde liegt die Wahrnehmung
von rechtlichen Interessen durch die
A. Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
(nachfolgend auch A. GmbH ge-
nannt), deren Geschäftsführer der
antragstellende Rechtsanwalt S. ist.
Die A. GmbH ist hierbei in einer Viel-
zahl von Einzelfällen (verfahrensge-
genständlich festgemacht an 8 Fällen
der Vergütungsrechnungsstellung
durch Rechtsanwalt, gegenüber div.
Mandanten) anwaltlich beratend mit
der Beurteilung der Durchsetzbarkeit
anwaltlicher Vergütungsansprüche
befasst, die sie bei entsprechender
Bejahung alsdann auch gerichtlich für
ihre Mandantin geltend macht. Man-
dantin der A. GmbH in diesen Fällen
ist die (nachfolgend auch A. AG ge-
nannt), in deren Vorstand der antrag-
stellende Rechtsanwalt S. einen Vor-
standsposten bekleidet.

Die A. AG betreibt das Geschäft
des Ankaufs anwaltlicher Vergütungs-
ansprüche gegen Berechnung ei-
ner Factoringgebühr. Wird hiernach
ein anwaltlicher Vergütungsanspruch
vom Schuldner nicht bedient, so er-
teilt die A. AG der A. S GmbH das
Mandat zur Verfolgung des Vergü-
tungsanspruchs ggf. unter Inan-
spruchnahme gerichtlicher Hilfe. Die
Ausgestaltung der Rechtsbeziehung
zwischen dem einzelnen Rechtsan-
walt als Vergütungsgläubiger und der
A. AG beschreibt der antragstellende
Rechtsanwalt S. als klassisches Fac-
toringgeschäft, bei dem das Veritäts-
risiko beim veräußernden Rechtsan-
walt verbleibt und das Bonitätsrisiko
des Vergütungsschuldners auf die A.
AG als Factoringgesellschaft über-
geht.

Mit ihrem an die Rechtsanwaltskam-
mer Köln gerichteten Schreiben vom
16.8.2011 beanstandet die Rechtsan-
waltskammer als Beschwerdeführe-
rin die Tätigkeit der A. GmbH anhand
von 8 exemplarisch aufgeführten
Rechtsverfahren und sieht hierin ein
berufsrechtswidriges Verhalten des
antragstellenden Rechtsanwalts S.
wegen des Verstoßes gegen § 45
Abs. 1 Nr. 4 BRAO.
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Mit Bescheid rügt die Rechtsan-
waltskammer Köln das Verhalten des
Beschwerdegegners unter Erteilung
einer Missbilligung. Dieser habe der
Verpflichtung aus § 45 Abs. 1 Nr. 4,
Abs. 3 BRAO zuwider gehandelt, in-
dem er zunächst als Mitglied des Ge-
samtvorstands der A. AG die einzel-
ne Vergütungsforderung dem Vergü-
tungsschuldner gegenüber geltend
gemacht habe, und er hiernach so-
dann als Geschäftsführer der A.
GmbH diese Forderung weiterver-
folgt und ggf. auch gerichtlich gel-
tend macht.

Der Antrag auf anwaltsgerichtliche
Entscheidung blieb ohne Erfolg.

Aus den Gründen:
Der Antrag des Rechtsanwalts S. auf
anwaltsgerichtliche Entscheidung ist
zulässig, aber unbegründet. Der Rü-
gebescheid der Rechtsanwaltskam-
mer Köln in Form des Einspruchsbe-
scheids ist rechtmäßig ergangen. Da-
bei geht die Kammer von folgenden
Überlegungen und folgender Beurtei-
lung des Sachverhalts aus:

1. Berufsrechtswidrig gemäß § 45
Abs.1 Nr. 4 BRAO handelt, wer als
Rechtsanwalt in einer Angelegenheit
tätig ist bzw. wird, obgleich er zuvor
bereits außerhalb seines Berufsbe-
reichs als Rechtsanwalt mit dersel-
ben Angelegenheit (vor-)befasst war.
Die Vorschrift in § 45 Abs. 1 Nr. 4
BRAO bezweckt den Schutz des Ver-
trauens in eine Unabhängigkeit der
anwaltlichen Berufsausübung. Der
Rechtsanwalt wird hierbei als voll-
kommen unbefangene Institution an-
gesehen, die in einer Erstbefassung
mit der unterbreiteten Rechtsmaterie
eine rechtliche Einschätzung abgibt
und hiernach handelt. Diese der An-
waltstätigkeit innewohnende berufs-
rechtliche ,Unbefangenheit‘ kann
nicht mehr gegeben sein, wenn der
Rechtsanwalt zuvor bereits mit der-
selben Angelegenheit (vor-)befasst
war. Mit dieser Berufsausübungsre-
gelung soll zudem die Gefahr von In-
teressenkollisionen eingedämmt
bzw. der Gefahr von Interessenkolli-
sionen vorgebeugt werden.

Die Versagung der Berufstätigkeit
nach § 45 Abs. 1 Nr. 4 BRAO be-
zweckt, dass ein Rechtsanwalt, der
zuvor eine berufliche Tätigkeit außer-
halb seiner Profession als Rechtsan-
walt ausgeübt hat, nicht in der selben
Tätigkeit, mit der er vorher befasst
war, als Rechtsanwalt tätig wird, um
das Vertrauen in seine Unabhängig-
keit zu gewährleisten (vgl. Feuerich-
Weyland, BRAO, § 45, Rn. 26).

Hintergrund ist die Vermeidung der
Gefahr, anwaltliche Berufspflichten
zu verletzen bzw. in die Situation
einer möglichen Verletzung zu gelan-
gen, indem der Rechtsanwalt im
Rahmen seines Zweitberufes Bin-
dungen und Weisungen unterliegt,
die sich in der selben Angelegenheit,
die er als Rechtsanwalt bearbeitet,
durchschlagen können und seine Un-
abhängigkeit gefährden (vgl. Hens-
sler-Prütting, BRAO, § 45, Rn. 9).

Als unabhängiges Organ der Rechts-
pflege gilt es für den Rechtsanwalt,
tatsächlich vorhandene Interessen-
konflikte zu vermeiden, welches die
durch § 45 Abs. 1 Nr. 4, BRAO, Be-
rufswahlbeschränkung, interessen-
gereicht und verhältnismäßig be-
schränkt.

Die Vorschrift in § 45 Abs. 1 Nr. 4
BRAO bezweckt zwar nicht den
Schutz des Rechtsanwalts vor einem
Tätigwerden im Umfeld eines mög-
lichen Interessenkonflikts. Schutz-
zweck der Norm ist aber das Vertrau-
en des rechtsratsuchenden Bürgers
in eine unbefangene Rechtsberatung
und Interessenwahrnehmung.

2. Dies setzt damit voraus, dass der
Rechtsanwalt bereits beruflich ander-
weitig mit derselben Angelegenheit
befasst war, die er nunmehr als
Rechtsanwalt vertritt (vgl. Feuerich-
Weyland, BRAO, § 45, Rn. 28).

Die zweitberufliche Vorbefassung
von Rechtsanwalt S. in derselben An-
gelegenheit besteht vorliegend in
dem Umstand, dass die A. AG in der
Gesamtverantwortung ihres Vor-
stands, dem Rechtsanwalt S. ange-
hört, die Forderung aus einer RA-Ver-

gütungs-Rechnungsstellung ange-
kauft hat und diese Forderung (bei
unterstellter Wirksamkeit der Forde-
rung) dem Vermögen der A. AG unter
Einschätzung eines Bonitätsrisikos
des Schuldners zugeführt hat. Damit
ist der antragstellende Rechtsanwalt
S. im Moment einer Mandatsertei-
lung zu einer – gerichtlichen – Gel-
tendmachung des RA-Vergütungsan-
spruchs nicht mehr mit dieser Mate-
rie ,erstbefangen‘, denn er hat unter
seiner Mitverantwortung als Mitglied
des Vorstands der A. AG die identi-
sche Forderung für die A. AG zuvor
entgeltlich erworben.

Herr Rechtsanwalt S. war als Mit-
glied des Vorstandes der A. AG beruf-
lich mit der Geltendmachung der
Rechtsanwaltsvergütung als Mitglied
eines Kollegialorgans tätig (vgl. Hens-
sler-Prütting, BRAO, § 45, Rn. 34;
Feuerich-Weyland, BRAO, § 45, Rn.
29, 30). Als Vorstandsmitglied be-
stimmt der Rechtsanwalt die Ge-
schäftspolitik der A. AG im Wege
mehrheitlicher Vorstandsbeschlüsse
mit, an die er gebunden ist. Die Gel-
tendmachung der Rechtsanwaltsver-
gütung als nicht beendete berufliche
Vorbefassung wurde mit der Tätig-
keit der A. GmbH sodann weiterver-
folgt.

Indem der Rechtsanwalt als Vor-
standsmitglied und somit Mitglied
eines Kollegialorgans in seinem
Zweitberuf rechtlich und tatsächlich
richtungsgebenden Entscheidungen
des Vorstandes unterlag, bestand
mithin das konkrete Konfliktpotential
dieser richtungsgebenden Einfluss-
nahme in der rechtsanwaltlichen Tä-
tigkeit ausgesetzt zu sein. Zudem ist
nicht ersichtlich, dass durch Berufs-
ausübungsregelungen die Gefahr
von Interessenkollisionen im konkre-
ten Fall entgegengewirkt wird. Damit
ist entscheidend der Schutzzweck
des § 45 Abs. 1 Nr. 4 BRAO, betrof-
fen.

Dabei mag dahinstehen, ob die Vor-
befassung mit dieser Forderung im
früheren Stadium der A. AG wie auch
eine spätere ggf. gerichtliche Gel-
tendmachung dieser Forderung nicht
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die gleiche Zielrichtung habe. Es geht
im Normzweck des § 45 Abs. 1 Nr. 4
BRAO nicht um den Ausschluss
eines Interessenkonflikts sondern
um den Schutz des Rechtsverkehrs
im Vertrauen auf eine Rechtsbera-
tung durch einen unbefangenen
Rechtsanwalt.

3. Die Kammer teilt nicht die Auffas-
sung des antragstellenden Rechtsan-
walts S., wonach der Rügebescheid
der Rechtsanwaltskammer Köln auf-
zuheben sei, weil der Rechtsanwalts-
kammer kein Recht auf eine Be-
schwerdebefugnis zustehe.

Das von der Rechtsanwaltskammer
Köln hier betriebene berufsrechtliche
Aufsichtsverfahren ist ein Verfahren,
das von Amts wegen zu führen ist.
Hierzu bedarf es nur der Kenntniser-
langung von einem Vorgang, der
einer berufsaufsichtsrechtlichen
Würdigung zu unterziehen ist, was
die Rechtsanwaltskammer alsdann
aus der ihr originär obliegenden Auf-
gabenhoheit eigens betrieben wird.
Auf eine Beschwerdebefugnis der

Rechtsanwaltskammer kommt es
daher nicht an.

4. Auch teilt die Kammer nicht die
Auffassung des antragstellenden
Rechtsanwalts S., wonach der Rüge-
bescheid der Rechtsanwaltskammer
Köln aufzuheben sei, da ihm durch
eine Vorenthaltung einer Stellung-
nahme der Rechtsanwaltskammer in
Gestalt deren Schreibens vom
2.12.2011 rechtliches Gehör nicht
gewährt worden sei. Zutreffend
weist die Rechtsanwaltskammer
Köln darauf hin, dass die Ausführun-
gen der Rechtsanwaltskammer im
angeführten Schreiben nahezu wort-
gleich in eine eigene Stellungnahme
der Rechtsanwaltskammer Köln vom
14.12.2011 übernommen wurden
und zudem dem antragstellenden
Rechtsanwalt S. in einem Gespräch
mit Mitgliedern des Vorstands der
Rechtsanwaltskammer Köln (15.5.
2012) wie auch durch dessen erneu-
te Stellungnahme hiernach (Schrei-
ben vom 18.5.2012) hinreichend
rechtliches Gehör vor Erlass des Rü-
gebescheids gewährt worden war.

5. Zutreffend ist, dass in einem von
Rechtsanwalt S. vor dem Anwaltsge-
richtshof betriebenen Feststellungs-
verfahren mit anschließendem Ur-
teilsspruch von 2016 im Berufungs-
verfahren durch den Bundesgerichts-
hof entschieden wurde, dass die
Rechtsanwaltskammer Köln ohne
Zustimmung von Rechtsanwalt S.
dessen Stellungnahmen im hier ver-
fahrensgegenständlichen Berufsauf-
sichtsverfahren nicht der Rechtsan-
waltskammer zuleiten durfte. Indes
ist nicht ersichtlich, dass der nach
Auffassung der Kammer in der Sache
rechtsfehlerfrei ergangene Rügebe-
scheid der Rechtsanwaltskammer
Köln auf diesem Verfahrensfehler be-
ruht und ohne diesen Fehler im förm-
lichen Verfahrensgang nicht ergan-
gen wäre. Die Rechtswidrigkeit der
Weitergabe der Stellungnahme an
die Rechtsanwaltskammer erfasst
nicht das Verfahren über den berufs-
rechtlichen Verstoß insgesamt.
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Anwaltsrecht/
Berufsrecht

Anwaltliches Berufsrecht

Neu mit der PartGmbB
Von Matthias Kilian und Ludwig Koch
2. Aufl. 2018. 524 Seiten. Softcover.
75 Euro. Verlag C.H. Beck, München
– ISBN 978-3-406-67333-7

Dieses Werk behandelt alle für den
Anwalt in der Praxis wichtigen Fra-
gen des Berufsrechts. Schwerpunkt
der Darstellung sind die BRAO und
das sie konkretisierende Satzungs-
recht in BORA und FAO. Behandelt
werden aber auch Schnittpunkte zu
anderen Rechtsgebieten, wie zivil-
rechtliche Fragen des Anwaltsvertra-
ges oder des anwaltlichen Gesell-
schaftsrechts.

Die Neuauflage berücksichtigt alle
sieben seit der Vorauflage in Kraft ge-
tretenen Reformgesetze der BRAO,
zuletzt das Gesetz zur Umsetzung
der Berufsanerkennungsrichtlinie und
zur Änderung weiterer Vorschriften
im Bereich der rechtsberatenden Be-
rufe sowie rund 1.400 aktuelle Ent-
scheidungen aus der Rechtspre-
chung.
Inhalt:
● Standes-, Berufs-, Anwalts-, Rechts-

dienstleistungsrecht
● Kanzlei
● Anwaltsvertrag
● Mandat
● Organisationsformen
● Vergütungsstreitigkeiten

Die Neuauflage bringt das Werk auf
den aktuellen Stand in Rechtspre-
chung und Literatur. Berücksichtigt
sind dabei insbesondere die zahlrei-
chen Reformen von BRAO und BO-
RA in den letzten Jahren, zuletzt z. B.
die Reform der BRAO vom 17.5.
2017.

Nichtzulassungsbeschwerde und

Revision

Von Dr. Wendt Nassall
2018. 282 Seiten. Softcover. 45 Euro.
Verlag C.H. Beck, München – ISBN
978-3-406-70782-7

Im Zivil-, Verwaltungs-, Finanz-, Ar-
beits- und Sozialrechtsstreit enden
die meisten Verfahren in der Tatsa-
cheninstanz. Die Revisionsinstanz
ist, wenn die Vorinstanz die Revision
nicht zugelassen hat, allenfalls über
die Nichtzulassungsbeschwerde er-
reichbar. Das Verfahren vor dem Re-
visionsgericht ist deshalb weitge-
hend „terra incognita“. Diese Neuer-
scheinung befasst sich eingehend
mit dem Verfahren vor dem Revi-
sionsgericht. Der Schwerpunkt der
Darstellung liegt dabei auf der Nicht-
zulassungsbeschwerde und den Re-
visionszulassungsgründen in den Ver-
fahren der ZPO, der VwGO, der FGO,
des ArbGG und des SGG.

Vorteile
● Erläuterung der Revision, der

Nichtzulassungsbeschwerde und
aller revisionsähnlichen Verfahren
vor BGH, BVerwG, BFH, BAG und
BSG

● Darstellung anhand der Rechtspre-
chung der Revisionsgerichte

● praktische Hinweise und Tipps
schon für die Vorinstanz

Kostenrecht

Kostengesetze: KostG

Von Dr. Dr. Peter Hartmann
48. Aufl. 2018. 2.309 Seiten. Hardco-
ver (In Leinen). 145 Euro. Verlag C.H.
Beck, München – ISBN 978-3-406-
71797-0

Der Klassiker des Kostenrechts infor-
miert umfassend und jährlich neu
über alle praxisrelevanten Kostenvor-
schriften: GKG, FamGKG, GNotKG
und Kostenvorschriften des Arbeits-
gerichts-, Sozialgerichts- und Land-
wirtschaftsverfahrensgesetzes,
RVG, Entschädigung der Handels-
richter, GvKostG, JVEG, InsVV, Pat-
KostG, JVKostG u.v.m.

Zivilrecht/Zivilprozessrecht

Partnerschaftsgesellschafts-

gesetz: PartGG

Kommentar
Von Prof. Dr. Martin Henssler
3. Aufl. 2018. 518 Seiten. Hardcover
(In Leinen). 95 Euro. Verlag C.H.

Beck, München – ISBN 978-3-406-
69105-8

Der Kommentar zum PartGG berück-
sichtigt ausführlich die Berufsordnun-
gen in Betracht kommender Berufe
und deren Auswirkungen auf die
Möglichkeit von Zusammenschlüs-
sen. Von Partnerschaftsvertrag, An-
meldung der Partnerschaft, Haftung,
Ausscheiden bis hin zur Auflösung
und Liquidation sind alle Fragestel-
lungen ausführlich behandelt.

Beck’sches Mandatshandbuch

Zivilrechtliche Berufung

Von Norman Doukoff
6. Aufl. 2018. 465 Seiten. Hardcover.
99 Euro. Verlag C.H. Beck, München
– ISBN 978-3-406-70968-5

Das Werk bietet dem Rechtsanwalt
das nötige juristische und faktische
Handwerkzeug des Berufungsrechts
in Zivilsachen. Neben Vorbereitung,
Einlegung und Begründung der Beru-
fung sind auch die Verteidigung des
Berufungsbeklagten, die Berufungs-
verhandlung, und weitere wichtige
Einzelheiten behandelt.
Hinzu kommen ABC-Stichwortreihen
und Rechtsprechungsübersichten,
ausgewählte Zitate aus der (insbe-
sondere auch unveröffentlichten)
Rechtsprechung sowie ein auf Voll-
ständigkeit angelegter Belegapparat,
der die eigenverantwortliche, diffe-
renzierte Argumentation gegenüber
Gericht und Gegner ermöglicht. Dies
ist angesichts der in letzter Zeit vom
Bundesgerichtshof erneut ausgewei-
teten Haftung des Anwalts für Fehler
des Gerichts bzw. deren Nichtverhin-
derung notwendiger denn je.

Das Werk wurde grundlegend über-
arbeitet: Die Gliederung ist jetzt noch
übersichtlicher gestaltet. Die Be-
handlung mittlerweile geklärter Fra-
gen ist gestrafft, dafür die praxisrele-
vanter Themen – wie etwa der
Schlusserörterung, der Tatbestands-
berichtigung, der Beweiswürdigung
und der Berufungszurückweisung –
erheblich ausgeweitet.
Die Hinweise im Text zu weiterfüh-
render Literatur sind nochmals erwei-
tert, gestrafft wurden die Belege bei
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Vorliegen einer unstrittigen höchst-
richterlichen Rechtsprechung, ohne
den Anspruch der Vollständig aufzu-
geben.
Die Muster im Anhang sind an die
moderne Schriftsatzgestaltung ange-
passt.
Gesetzgebung, Rechtsprechung und
Literatur finden sich auf dem Stand
10.9.2017; spätere Entwicklungen
sind, soweit es die Drucklegung noch
erlaubt, eingearbeitet.

Sozialrecht

Sozialgesetzbuch VI

Gesetzliche Rentenversicherung
Lehr- und Praxiskommentar
Herausgegeben von Prof. Helmut
Reinhardt und Wolfgang Silber
4. Aufl. 2018. 1.553 Seiten. Hardco-
ver. 148 Euro. Nomos Verlagsgesell-
schaft, Baden-Baden – ISBN 978-3-
8487-3882-3

Die Große Koalition hat in den ver-
gangenen vier Jahren zahlreiche Re-
formen in der Gesetzlichen Renten-
versicherung auf den Weg gebracht.
Durch die Neuerungen stellen sich
nicht nur neue Anwendungsproble-
me, das Rentenrecht wird auch
schwer durchschaubarer. In dieser
unübersichtlichen Lage bietet der
Lehr- und Praxiskommentar zum
SGB VI Orientierung, indem die ren-
tenrechtlichen Vorschriften verständ-
lich, kompakt und fundiert kommen-
tiert und die Kernprobleme, denen
der Praktiker immer wieder begeg-
net, behandelt werden.

Die Neuauflage des LPK SGB VI bil-
det den konsolidierten Rechtsstand
zum Ende der 18. Legislaturperiode
ab. Enthalten sind alle Reformen zur
Alterssicherung der vergangenen
vier Jahre, so das

● RV-Leistungsverbesserungsge-
setz,

● das Fünfte und Sechste SGB IV-Än-
derungsgesetz,

● das Gesetz zur Neuordnung des
Rechts der Syndikusanwälte und
zur Änderung der Finanzgerichts-
ordnung,

● das sogenannte Flexi-Rentengesetz,
● das Gesetz zur Verbesserung der

Erwerbsminderungsrenten,
● das Rentenüberleitungs-Abschluss-

gesetz zur schnelleren Angleichung
der sogenannten „Ostrenten

Ausbildung

ReNo Prüfungsvorbereitung

nach der neuen ReNoPat-AusbV
6 Bände im Sparpaket zum Sonder-
preis! Alle Bände auch einzeln erhält-
lich:
Herausgegeben von Sabine Jungbau-
er und Veronika Dives
2. Aufl. 2018. 1.261 Seiten. 94,99 Eu-
ro. C.F. Müller GmbH, Heidelberg

Zur erfolgreichen Vorbereitung auf
die Abschlussprüfung zur/zum Rechts-
anwaltsfachangestellten nach der
neuen Ausbildungsverordnung gibt
es die Prüfungsvorbereitungsbücher
bei C.F. Müller in Neuauflage. Die Au-
toren legen großen Wert auf hand-
lungsorientiertes Lernen:

● Übersichtliche Darstellung ausge-
wählter Prüfungsschwerpunkte

● Viele Übungsfälle und Prüfung-
stipps

● Prüfungsklausur mit Lösung zum
Üben unter Zeitvorgabe

● Perfekte Vorbereitung auf die
mündliche Prüfung – das fallbezo-
gene Fachgespräch zur Mandan-
tenbetreuung

Allgemeines

Psychische Belastung am

Arbeitsplatz

Leitfaden zur Rechtsberatung von
Arbeitnehmern
Von Ulrike Wewers
2017. 200 Seiten. Broschiert. 39 Eu-
ro. Deutscher AnwaltVerlag, Bonn –
ISBN 978-3-8240-1508-5

Seit dem 1.1.2014 sind Arbeitgeber
durch das Arbeitsschutzgesetz ver-
pflichtet, psychische Belastungen
am Arbeitsplatz in die Gefährdungs-
beurteilung einzubeziehen. Fälle der
psychischen Gesundheitsgefährdung
von Arbeitnehmern am Arbeitsplatz
sind in den vergangenen Jahren zah-
lenmäßig extrem angestiegen und
dieser Trend hält weiter an. Daraus
resultiert ein erhöhter Beratungs-
und Vertretungsbedarf für Anwälte in
diesem Bereich des Arbeitsrechts.
Viele Fragen sind im Verlauf eines
Mandates zu klären:

● Welche Rechte ergeben sich aus
dem Arbeitsschutzgesetz und an-
deren Rechtsquellen für Arbeitneh-
mer?

● Was gilt überhaupt als psychische
Gefährdung am Arbeitsplatz?

● Welche Möglichkeiten haben Ar-
beitnehmer, ihre Rechte auf psy-
chische Gesundheit durchzuset-
zen?

● Welche Stadien kann ein Mandat
im individualrechtlichen Fall durch-
laufen?

● Wann sind welche Anträge zu stel-
len und was ist bei der Kommuni-
kation mit Krankenkasse und Rechts-
schutzversicherung zu beachten?

● Welche Streitwerte gelten und wie
ist die anwaltliche Vergütung zu be-
rechnen?

Die Antworten finden Sie im neuen
Praxishandbuch. Übersichtlich struk-
turiert und transparent aufbereitet,
beleuchtet das Werk die wichtigsten
Zusammenhänge und gibt konkrete
Vorschläge, welche Möglichkeiten Ar-
beitnehmer bei einer psychischen
Gefährdung am Arbeitsplatz haben.
Von der Überlastungsphase über die
krankheitsbedingte Arbeitsunfähig-
keit bis zur Entscheidung, zu kündi-
gen oder zu bleiben: In jeder Man-
datsphase profitieren Sie von ausführ-
lichen Handlungsempfehlungen so-
wie von sofort anwendbaren Muster-
texten, Checklisten und Beispielen.
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50-jähriges Anwaltsjubiläum

Folgende Kollegen waren in den vergangenen Monaten 50 Jahre zur Anwaltschaft zugelassen:

Rechtsanwalt Hilger Behr – am 9.5.2018
Rechtsanwalt Christian Hammerstein – am 30.3.2018
Rechtsanwalt Claas Kleyboldt – am 27.6.2018
Rechtsanwalt Ulrich Kröner – am 19.4.2018

Rechtsanwalt Karl-Heinz Reuter – am 20.3.2018
Rechtsanwalt Johannes Rolf – am 22.3.2018
Rechtsanwalt Dr. Welf-Heinrich Steinmann – am 29.5.2018
Rechtsanwalt Hans-Georg Schnurre – am 5.7.2018

Zu diesem Jubiläum gratuliert die Rechtsanwaltskammer Köln ganz herzlich.

Neue und gelöschte Mitglieder der Rechtsanwaltskammer Köln

Im Folgenden informieren wir Sie über neue und ge-
löschte Mitglieder der RAK Köln. Die Kanzleianschriften
neuer Mitglieder sind über www.rak-koeln.de unter An-
waltsverzeichnis/Mitgliederdatenbank abrufbar, gelösch-

te Mitlieder, soweit sie in einen anderen Kammerbezirk
gewechselt haben, finden Sie unter www.rechtsanwalts-
register.org.

Neue Mitglieder der RAK Köln

Aatz, Marco, Köln 22.5.2018
Aksoy-Said, Suzy, Bonn 13.3.2018
Andrulis, Lina, Köln 22.5.2018
Atlas, Yaroslav, Köln 10.4.2018
Bader, Sina, Aachen 24.4.2018
Baidoo, Dr., Nana, Köln 8.5.2018
Barends, Sophie, Bonn 26.3.2018
Bartz, Jörg, San Francisco 24.4.2018
Bast, Johanna, Köln 24.4.2018
Beckmann, Kristin, Köln 10.4.2018
Bergmann, Martina, Leverkusen 24.4.2018
Bilen, Danyal, Köln 12.4.2018
Boettger, Sara, Köln 22.5.2018
Busch, Franziska, Bonn 22.5.2018
Czoske, M.A., Pilar-Paz, Köln 22.5.2018
Daniels, Dr., Jan Benjamin, Köln 20.3.2018
Danzeglocke, LL.M., Michael, Köln 15.6.2018
Demirci, Andreas, Köln 24.4.2018
Deutsch, Dennis, Köln 26.4.2018
Dick, Mag. iur., Viktor, Euskirchen 4.4.2018
Disch, Lisa Agnes, Köln 25.5.2018
Dogan, Azime, Köln 22.5.2018
Dohmeßen, Jens, Bonn 20.4.2018
Drees, Ricarda, Köln 10.4.2018
Dümeland, Malte, Pulheim 8.5.2018
Embacher, Johannes, Köln 6.3.2018
Falter, Dr., Hildegard, Köln 8.5.2018
Faßbender, Dr., Heiner Konrad Albert, Köln 22.5.2018
Fietz, Björn, Bergheim 20.4.2018
Fritzsche, Dr., Marius Werner, Köln 28.3.2018
Frohn, Johanna, Köln 4.4.2018
Gärtner, LL.M., Eva, Köln 24.4.2018
Gatermann, Felix, Köln 4.4.2018
Gehlen, Carolin, Schleiden 10.4.2018
Gersch-Souvignet, Dr., Sarah, Köln 6.3.2018
Gillert, Johanna, Köln 24.4.2018
Gruber, Ludger, Bergisch Gladbach 8.5.2018
Gyudzhenova, Hristiana, Köln 8.5.2018

Haase, Kevin, Niederkassel 24.4.2018
Hafner, Katarina, Köln 8.5.2018
Hamm, Kai A., Köln 5.6.2018
Heinichen, Bianca, Radevormwald 21.3.2018
Heinrich, Johanna, Köln 8.5.2018
Heinrichs, Dr., Jürgen K., Leichlingen 6.6.2018
Heite, Dr., Sebastian, Köln 22.5.2018
Hemmes, Sarah, Köln 20.3.2018
Höher, Heinz-Jürgen,
Bergisch Gladbach 6.3.2018
Holoda, LL.M., Achim, Aachen 10.4.2018
Holtrichter, Leonie, Köln 24.4.2018
Houf, Maximilian, Köln 8.5.2018
Hozuri, Behyad, Köln 22.5.2018
Huber, Dr., Herwart, Köln 15.6.2018
Hübner, Carmen, Köln 10.4.2018
Huland, Bernhard, Leverkusen 17.4.2018
Janssen, Leonie, Bonn 6.3.2018
Johann, Ernst, Bonn 21.3.2018
Jorde, Christoff, Pulheim 5.6.2018
Kehr, Dr., Hugo, Aachen 4.4.2018
Khosravi, Samareh, Köln 22.3.2018
Kleczar, Radoslaw, Bonn 4.4.2018
Kleinherne, Frederik Wolfgang, Köln 5.6.2018
Knezovic, Christian, Köln 4.6.2018
Koch, Marcel, Düren 24.4.2018
Köhler, Sebastian, Aachen 14.6.2018
Köhnlechner, Daniela, Pulheim 20.3.2018
Köllmann, Thomas, Köln 8.5.2018
Korte, Amaury, Köln 20.3.2018
Krämer, Dr., Björn, Bonn 4.4.2018
Krämer, Martin, Hürth 20.3.2018
Krapf, Sabine, Köln 24.4.2018
Lagaly, Julia, Bonn 20.3.2018
Lee, Liza, Köln 20.3.2018
Lehmann, Daniel, Köln 6.3.2018
Leisner, Dario, Köln 4.4.2018
Lemmerz, Anna-Luisa, Königswinter 21.3.2018
Lieth, Dr., Helene, Köln 20.3.2018
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Linnenberg, Kim-Laura, Köln 20.3.2018
Ludorff, Otto B., Overath 8.5.2018
Majerle, LL.M., Ralf Thomas,
Bergisch Gladbach 21.3.2018
Maurer, Olga, Hürth 6.3.2018
Meckenstock, Dr., Cordula, Köln 29.3.2018
Meier, Jana, Bonn 4.4.2018
Mein, Alexander, Meckenheim 4.4.2018
Meshkova, Natalia, Köln 11.6.2018
Mick, Tobias, Köln 10.4.2018
Mitsch, Isabell, Köln 13.3.2018
Möllenkamp, Stefan, Köln 4.4.2018
Müller, Dr., Hilmar, Köln 28.3.2018
Ohrendorf, LL.M., Marc, Bonn 24.4.2018
Osterfeld, Friederike, Bonn 4.4.2018
Petzoldt, Stella, Köln 22.5.2018
Pieck, Heike, Bonn 22.3.2018
Piehler, Dr., Klaus, Köln 24.4.2018
Pupsyte, Brigita, Köln 22.5.2018
Pütz, Dr., Lasse Herbert, Leverkusen 4.6.2018
Quella, Torsten, Köln 27.3.2018
Raach, Roman, Köln 14.5.2018
Remke, Christian, Leverkusen 22.3.2018
Reuffurth, Lilith, Frechen 20.3.2018
Richter, Michael, Köln 4.6.2018
Riedel, Dr., Lisa, Bonn 4.4.2018
Rößeler, Jana, Köln 22.5.2018
Rostamzada, Nurolhaq, Köln 4.4.2018
Rüdiger, Andreas, Köln 6.3.2018
Ruppert, Olga, Brüssel 20.3.2018
Saßning, Stefanie, Köln 22.5.2018
Schäfer, Sebastian, Köln 8.5.2018
Schartmann, Meike, Köln 10.4.2018
Schierbaum, Dr., Laura, Köln 24.4.2018
Schiffgen, Sandra, Köln 10.4.2018
Schlegel, Kathrin, Köln 22.5.2018
Schmidt, Katharina, Köln 24.4.2018
Schmidt, Dr., Maximilian, Köln 20.3.2018
Schmitt, Maximilian, Köln 6.3.2018
Schmitz, Dr., Erich, Köln 10.4.2018
Schmitz, Roua, Köln 20.3.2018
Scholz, Florian, Köln 10.4.2018
Schons, Dennis, Köln 18.5.2018
Schrickel, Jana, Bonn 22.5.2018
Seliger, Sarina, Köln 10.4.2018
Thiele, Christina, Köln 20.3.2018
Thrun, Kerstin, Köln 10.4.2018
Traub, Elvira, Köln 10.4.2018
Ückert, Oliver, Köln 20.3.2018
Vieten, Silke, Wassenberg 4.6.2018
Volkwein, Dr., Tobias, Köln 21.3.2018
von Kügelgen, Erik, Köln 22.5.2018
Wagner, Linda, Köln 8.5.2018
Wasserbauer, Patrick, Bergisch Gladbach 15.4.2018
Wegenast, Marc, Düren 6.3.2018
Wehrbein, Stephan Alexander, Köln 21.3.2018
Weng, Nils-Alexander, Köln 26.4.2018
Wewel, Uwe, Köln 13.4.2018

Weyergans, Gerlinde, Düren 24.4.2018
Wiederhold, Lutz, Köln 8.5.2018
Wilfert, Dr., Marei, Bonn 4.4.2018
Wilke, Martin, Köln 10.4.2018
Wimmer, Michael, Bad Honnef 27.4.2018
Winterlich, Kim Esther, Düren 8.6.2018
Wippermann, Kathrin, Köln 6.3.2018
Wirkes, Dr., Florian,
Bergisch Gladbach 26.2.2018
Wolf, LL.M., Jennifer, Köln 20.3.2018
Yazmanoglu, LL.M., Murat, Bonn 21.3.2018
Zeller, Christopher, Köln 24.4.2018
Zickenheiner, Peter, Köln 8.5.2018
Zwarg, Annika, Köln 24.4.2018

Gelöschte Mitglieder der RAK Köln

Aepfelbach, Rolf, Königswinter 10.5.2018
Antonin, Debora Manuela, Köln 31.3.2018
Appelt, Klaus, Wesseling 26.2.2018
Asal, Steffen, Köln 9.3.2018
Becker, Christoph, Köln 16.4.2018
Below, Faouzia, Bonn 8.3.2018
Berke, Gregor, Bergisch Gladbach 13.3.2018
Blumenberg, MBA, Sabine, Bonn 28.2.2018
Böcker, Johanna, Köln 15.5.2018
Bodatsch, Sarah, Köln 30.4.2018
Böllhoff, Dr., Cornelius, Bonn 16.4.2018
Bongartz, Georg-Paul, Aachen 1.4.2018
Börner, Dr., Christian, Bonn 4.4.2018
Brugger, Raphael, Köln 27.2.2018
Buchwitz, Dr., Wolfram, Köln 28.2.2018
Büdenbender, Sascha, Bonn 28.2.2018
Buley, Annkatrin, Köln 30.4.2018
Burgwinkel-Ernst, Gina, Köln 4.5.2018
Dahmen, Thomas, Aachen 30.4.2018
Decker, M.A., Torsten, Essen 15.5.2018
Dutkiewicz, Marco, Vicenza 26.3.2018
Eichelhardt, Thomas, Köln 28.2.2018
Engelmann, Kirill, Köln 27.2.2018
Fey, Erwin, Erftstadt 21.3.2018
Fischbach, Dr., Anna, Köln 14.4.2018
Fischer, Wulf, Bonn 21.4.2018
Florczak, Mirco, Köln 3.5.2018
Franz, Dr., Dietmar, Köln 25.2.2018
Freitag, Maitre en droit, Cyril, Köln 14.3.2018
Goergen, Simon, Köln 22.3.2018
Grünewald, LL.M., Katrin, Overath 21.4.2018
Grüter, Dr., Karl, Frechen 11.4.2018
Hassemer, Michael, Wachtberg 21.3.2018
Heiliger, Olaf, Düren 31.3.2018
Heister, Dr., Markus,
Bad Münstereifel 4.3.2018
Hemmes, Sarah, Köln 17.4.2018
Henle, Dr., Hanna-Maria, Köln 19.3.2018
Hilger, Friederike, Köln 1.3.2018
Kaiser, Wolfgang, Bonn 31.3.2018
Kapeller, Nicole, Bonn 31.3.2018
Keune, Dr., Carsten, Köln 22.3.2018
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Kimpler, Dr., Frank, Mechernich 6.3.2018
Kirchner, Norbert, Leverkusen 31.3.2018
Kister, Wolfgang, Radevormwald 28.2.2018
Kleinschmit, Silvia, Bonn 30.4.2018
Klinkhammer, Knut, Siegburg 26.3.2018
Klönne, Leonie-Lisette, Köln 28.2.2018
Knaub, Viktor, Bonn 30.4.2018
Koch, LL.M., Lutz, Yangon, Bahan Township 5.4.2018
Korten, Sigrid, Radevormwald 24.4.2018
Kremer, Darius, Bonn 23.3.2018
Krings, Dr., Christian, Köln 17.4.2018
Kulbach, Christian, Köln 8.3.2018
Laage, Christoph, Bonn 5.5.2018
Lams, Michael, Köln 17.4.2018
Lang, Dr., Volker, Bonn 29.3.2018
Mafi Gudarzi, Nima, Köln 28.3.2018
Martens-Münchberg, Götz, Brühl 28.2.2018
Minkner, Dr., Martin, Köln 14.5.2018
Montag, Vivien, Köln 30.4.2018
Musialski, Karol, Köln 26.3.2018
Nicklas, Christian, Hürth 31.3.2018
Niederhofer, Sylvia, Bonn 12.3.2018
Nohr, Christopher, Köln 13.4.2018
O’Day, Christian D., Ludwigsdorf, Windhoek 1.3.2018
Osterloh-Konrad, Dr., Christine, Bonn 11.4.2018
Otterbeck, Dr., Franz Norbert, Köln 3.4.2018
Otto, Marcus, Bonn 30.4.2018
Pathe, Janna, Aachen 15.5.2018
Pruß, Larissa, Köln 28.2.2018
Raderschadt, Günter, Siegburg 8.3.2018
Reifig, Jürgen, Bonn 25.3.2018
Reiners, Stefan, Heinsberg 30.4.2018

Reinshagen, Barbara, Niederkassel 28.2.2018
Ritter, Valerie, Bonn 31.3.2018
Rittner, Steffen, Bonn 28.2.2018
Rühle, Dr., Thomas, Hamburg 27.2.2018
Sammer, Dr., Günther, Schwarzautal 18.4.2018
Schilawa, Niklas, Köln 8.5.2018
Schlimgen, Klaus, Troisdorf 8.3.2018
Schneider-Alken, Josef, Köln 30.4.2018
Schomburg-Knaup, Marita,
Neunkirchen-Seelscheid 13.3.2018
Schulze-Jülicher, Ruth, Heinsberg 26.4.2018
Schumacher, Georg, Aachen 26.3.2018
Schürg, Otmar, Kerpen 30.4.2018
Schurz, Birgit-Maria, Bonn 13.5.2018
Schuster, Kay, Köln 2.3.2018
Senf, Marianne, Köln 28.2.2018
Spannagel, Hans-Achim Walter, Köln 24.4.2018
Steuer, Eva, Köln 30.4.2018
Terhörst, Michael, Köln 28.3.2018
Tillack, Norbert, Düren 28.2.2018
Tödtmann, Dr., Ulrich, Bonn 1.5.2018
Vitt, Dr., Maic, Köln 2.4.2018
von Gallwitz, Hubertus, Köln 7.4.2018
von Schweinitz, Hanke, Bonn 31.3.2018
Weyergans, Gerlinde, Düren 2.4.2018
Wilkat, Dr., Anja, Köln 30.4.2018
Willert, Kirsten, Köln 13.3.2018
Wörz, Sylvia, Köln 19.3.2018
Wütherich, Leif, Köln 16.4.2018
Zengerle, Guido, Bergisch Gladbach 5.3.2018
Zils, Kurt, Köln 16.4.2018
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WER`S GLAUBT, WIRD SELIG... 

MEDIATION,  

DAS IST DOCH KASPERLETHEATER 

                     
        MIT LAIENDARSTELLERN!

Weitere Informationen unter:  

www.rak-koeln.de/mediation
oder 0221 -  97 30 10 - 0

Eine Initiative der Rechtsanwaltskammer Köln



Erhältlich im Buchhandel oder bei: beck-shop.de | Verlag C.H.BECK oHG · 80791 München | kundenservice@beck.de | Preise inkl. MwSt. | 168752

facebook.com/verlagCHBECK LinkedIn.com/company/Verlag-C-H-Beck    twitter.com/CHBECKRecht

Aus dem Inhalt

Standes-, Berufs-, Anwalts-, Rechtsdienstleistungsrecht

Kanzlei

Anwaltsvertrag

Mandat

Organisationsformen

Vergütungsstreitigkeiten

Der Autor

RA Prof. Dr. Matthias Kilian ist Direktor des Soldan 

Instituts. Er ist Inhaber der Hans-Soldan-Stiftungsjunior-

professur für Zivilrecht, Wirtschaftsrecht, Verfahrensrecht, 

Anwaltsrecht und anwaltsorientierte Juristenausbildung 

der Universität zu Köln.

Anwaltsrechte kennen.

Das aktuelle Werk

beantwortet alle für den Anwalt wichtigen Fragen des 

Berufsrechts: von der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 

über die verschiedenen Kanzleiformen bis zum Umgang mit 

Gerichten und Behörden.

berücksichtigt die zahlreichen Reformen von BRAO und 

BORA in der jüngsten Vergangenheit, zuletzt etwa die Um-

setzung der Berufsanerkennungsrichtlinie vom 12. Mai 2017 

und das Gesetz zur Neuregelung des Schutzes von Geheim-

nissen bei der Mitwirkung Dritter an der Berufsausübung 

Kilian/Koch

Anwaltliches Berufsrecht

beck-shop.de/bfaykb
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Nassall

Nichtzulassungsbeschwerde 

und Revision

2018. XXVI, 282 Seiten. 

Kartoniert € 45,–

ISBN 978-3-406-70782-7

beck-shop.de/bntyoo

Vorteile auf einen Blick

Erläuterung der Revision, der Nichtzulassungsbeschwerde 

und aller revisionsähnlichen Verfahren vor BGH, 

BVerwG, BFH, BAG und BSG

Darstellung anhand der Rechtsprechung der Revisions-

gerichte 

praktische Hinweise und Tipps schon für die Vorinstanz

Zum Autor

Dr. Wendt Nassall ist als langjährig beim BGH zugelassener 

Rechtsanwalt bestens mit der Materie vertraut sowie als 

Autor und Referent vielfach hervorgetreten.

Geschrieben für

Prozessbevollmächtigte, insbesondere für Rechtsanwälte und 

Steuerberater.

Sicher durch das Revisionsverfahren.

Unbekanntes Revisionsverfahren

Im Zivil-, Verwaltungs-, Finanz-, Arbeits- und Sozialrechts-

streit enden die meisten Verfahren in der Tatsacheninstanz. 

Die Revisionsinstanz ist, wenn die Vorinstanz die Revision 

nicht zugelassen hat, allenfalls über die Nichtzulassungs-

beschwerde erreichbar. Das Verfahren vor dem Revisions-

gericht ist deshalb weitgehend »terra incognita«.

Diese Neuerscheinung hilft 

Sie erläutert eingehend das Verfahren vor dem Revisions-

gericht in folgenden Bereichen: 

Zivilgerichtsbarkeit

Arbeitsgerichtsbarkeit

Verwaltungsgerichtsbarkeit

Sozialgerichtsbarkeit

Finanzgerichtsbarkeit.

Der Schwerpunkt der Darstellung liegt dabei auf der Nichtzu-

lassungsbeschwerde und den Revisionszulassungsgründen.

ERSCHEINUNG
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Hartmann

Kostengesetze

ISBN 978-3-406-71797-0

Der Klassiker des Kostenrechts
informiert umfassend und jährlich neu über alle praxisre-

levanten Kostenvorschriften: GKG, FamGKG, GNotKG und 

Kostenvorschriften des Arbeitsgerichts-, Sozialgerichts- 

und Landwirtschaftsverfahrensgesetzes, RVG, Entschädi-

gung der Handelsrichter, GvKostG, JVEG, InsVV, PatKostG, 

JVKostG und andere mehr.

Die 48. Auflage
bietet den Gesetzesstand von Juni, z.T. Juli 2018. Einge-

arbeitet sind 17 Novellen des Bundesrechts, darunter: 

■ G zur Neuordnung der Aufbewahrung von Notariats-

unterlagen und zur Einrichtung des Elektronischen 

Urkundenarchivs bei der Bundesnotarkammer sowie zur 

Änd. weiterer Gesetze vom 1.6.2017

■ G zur Durchführung der VO (EU) 2015/848 über Insol-

venzverfahren vom 5.6.2017

■ Zweites FinanzmarktnovellierungsG vom 23.6.2017

■ G zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz 

und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechts-

verkehrs vom 5.7.2017

■ G zur Einführung eines familiengerichtlichen Genehmi-

gungsvorbehaltes für freiheitsentziehende Maßnahmen 

bei Kindern vom 17.7.2017.

Berücksichtigt sind ferner zahlreiche landesrechtliche

Änderungen sowie die neueste Rechtsprechung und 

Literatur.

»Wer irgendwie mit Kostenfragen befasst ist, der kommt an 

dem Werk von Hartmann nicht vorbei.« 

Carsten Krumm, RiAG; in: http://dierezensenten.blogspot.de 

Kostenrecht 2018 – der »Hartmann« 
hat’s.



Jetzt bestellen und im Zivilrecht up to date bleiben!

In unserer renommierten Fachzeitschrift und unserem 

Beratermodul informieren wir Sie regelmäßig über 

Rechtsprechung und Gesetzesänderungen im Zivilrecht. 

Zudem erhalten Sie aktuelle Praxistipps für 

Ihre eigenen Fälle. Am besten gleich gratis testen!1, 2

1)  Erfolgt nach Erhalt des letzten Heftes keine Abbestellung, wird das Probeabo automatisch als berechnetes Jahresabonnement 
fortgesetzt. Jahresbezugspreis: 331 € (inkl. MwSt.) zzgl. Versandkosten.

2)  Erfolgt bis zum Ende des Probemonats keine Abbestellung, wird das Probeabo automatisch als berechnetes Halbjahres-
  abonnement fortgesetzt. Halbjahresbezugspreis für 3 Nutzer: 133,20 € zzgl. MwSt. (entspricht 22,20 € pro Monat). 

Preisstand: 1.1.2018

Infos im Internet

www.otto-schmidt.de/zivilrecht2018

Beratung zu den Abo-Produkten per Telefon

0221 / 93738-997

Selbststudium nach § 15 FAO.
Im Rahmen des kostenlosen Probeabos können 
Sie auch die Lernerfolgskontrolle testen.

Blättern, browsen oder beides: 
Sie haben die Wahl.

2 Monate gratis testen!1 1 Monat gratis testen!2

oder

Sichern Sie sich kostenlos 4 Ausgaben

der Fachzeitschrift zur zivilrechtlichen 

Beratungspraxis + 2 Monate Testzugang 

zum Beratermodul Zivil- und Zivilverfah-

rensrecht und zur Zeitschriften-App  für Ihr 

Smartphone.1

Erhalten Sie 1 Monat kostenlosen Zugang

zu unserer Datenbank. Damit steht Ihnen 

für Ihre Recherchen ein ständig wachsender 

Pool von zivilrechtlichen Entscheidungen im 

Volltext zur Verfügung.2

Unsere Monatsschrift für Deutsches 
Recht inkl. Beratermodul Zivil- und 
Zivilverfahrensrecht

Unser Beratermodul Zivil- und 
Zivilverfahrensrecht

Schon ab 22,20 € monatlich



zu den Themen: DictaNet App, Notariat, E-Workfl ow u.v.m.

KOSTENLOSE Online-Seminare

www.ra-micro.de/rmoa

RA-MICRO E-Workfl ow: 
Arbeiten wie gewohnt, 
nur ohne Papier.

Die Zukunft 
     der Kanzlei
  ist digital. 

INFOLINE: 0800 726 42 76

Digital geht einfach mehr.

Beginnen Sie schon jetzt mit dem elektronischen 
Workfl ow. Schritt für Schritt gelingt Ihnen so der 
Übergang zum papierlosen Büro. Die Vorteile sind evident: 

• Verfügbarkeit aller Dokumente an jedem Ort
•  Vereinfachte Kommunikation – Dokumente sind 

schnell erstellt und schnell verschickt 
•  Kostenersparnis – Papier-, Druck- und Kopierkosten entfallen
•  Platzersparnis

Informieren Sie sich jetzt: www.ra-micro.de


